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Deut ſchla nud. 
0. K. C. Landtags» Verhandlungen. 
Berlin, 17. December. 
18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch Frhr. v. d. Heydt mit mehreren 
Commiſſarien. 4 

Vom Herrenhauſe iſt der geſtern von ihm genehmigte Geſetzentwurf, bes 
treffend die Todeserklärung — dem letzten Kriege, an das Präfivium gelangt 
und wird der . überwieſen. 

Erſter Gegenſtand der T. O 
den Geſetzentwurf, betreffend die Einfuhr von Spielkarten, ſowie den Handel 
mit ſolchen. 1 

Der aus 10 l 
mung der Commiſſion gefunden, die nur den $ 4 (Anwendung der Strafbe⸗ 
n geändert hatte. Dann aber hatten die Mitglieder der Com⸗ 
miſſion einen neuen Geſetzentwurf ausgearbeitet, der die Steuer⸗ und Straf⸗ 
beſtimmungen in ihrer Geſammtheit mit aufgenommen und die Zuſtimmung 
der Staatsregierung, die dieſer Redactionsform anfänglich widerſtrebte, nach⸗ 
täglich gefunden hat. In Folge deſſen zählt der Geſetzentwurf jetzt 26 Para⸗ 
graphen (ſtatt 10) von denen wir die wichtigſten hervorheben. 

§ 1, Die von Spielkarten zu entrichtende Stempelſteuer beträgt a. 8 Sgr. 
125 Kr.) für das Spiel Tarokkarten und franzöſiſche Karten von mehr als 

2 Blättern; b. 3 Sgr. (10% Kr.) für das Spiel franzöſiſche Karten von 

32 oder weniger Blättern (Piquetkarten), deutſche Karten und Traplierkarten, 
und wird 11 Staatskaſſe erhoben. 

4. Alle in unſere Staaten zum Verbleibe daſelbſt eingehende Spiel- 
karten unterliegen derſelben Stempelſteuer wie die im Inlande verfertigten, 
bie vom Zollvereinsauslande eingeführten Spielkarten außerdem der tatifs 
mäßigen Eingangs⸗Abgabe. 5 

86, Die Fabrikation von Spielkarten darf nur mit beſonderer Erlaubniß 
des Finanz⸗Miniſters und in den von demſelben genehmigten Räumen bes 
trieben werden. Die Genehmigung zu einer neuen Spielkarten⸗Fabrik wird 
nur in dem Falle ertheilt, wenn 1) dieſelbe in einem Orte, woſelbſt ſich eine 
zur Wahrnehmung der 3 Aufſicht geeignete Steuerbehörde befindet, 
angelegt werden, und die zu einem fabrikmäßigen Betriebe, ſowie zu einer 
angemeſſenen Aufſicht und Controle 7 —.— e Einrichtung erhalten fol; 
2) eine auf 3000 bis 5000 Thlr. zu beſtimmende und nach ertheilter Con⸗ 
ceſſion ſofort zu beſtellende Caution angeboten wird. Die Fabrilanlage muß 
ſpäteſtens binnen 3 Jahren, von dem Zeitpunkte der Genehmigung an ge⸗ 
rechnet, vollendet werden, widrigenfalls die letztere ihre Gültigkeit verliert. 

8 7. Die Vorſchriften im § 6 finden auf den Fortbetrieb der bereits ber 

ee Kartenfabriken in den bisher benutzten Räumen keine Anwendung. 

uch ſind erſt die Bee! er der gegenwärtigen Inhaber der Fabriken, 

5 Eur en 5 tes, zu einer Cautionsſtellung von bis 
en beip et. 

8 8. Sämmtlihe, Kartenfabrikanten ſtehen unter i 

unterliegen den fteuerlichen Baer ene ee Apaenle SR 

Die SS 11 und 12 geben den Detailhandel mit geſtempelten Karten frei, 

ungeſtempelte werden, wo fie ſich vorfinden, confiscirt. Für jedes unge⸗ 
ſtempelte Spiel wird 10 Thlr. Strafe gezahlt, auch von Gaſtwirthen, in 
deren Lokal mit ſolchen Karten geſpielt worden ift, wenn ſie ra nachweiſen 
konnen, daß dies ohne ihr Willen geſchrhen ſei. Wer den Verpflichtungen 
des 8 4 nicht nachkommt, verfällt nur einer Ordnungsſtrafe von 1-10 Thlr., 
wenn er nachweiſt, daß er die Stempelſteuer nicht babe dr n können 
oder wollen ($ 13), ein Händler mit Spielkarten aber einer Geldbuße von 
mindeſtens 200 Thlr. (8 14). Die S$ 15—16 beſtimmen Con ſiscation der 
Geräthe, Materialien u. ſ. w., wenn Jemand ohne Genehmigung des Finanz⸗ 
8855 2 an 1 l ber Aer n 28 bei der 
mit der n beginnt, außerdem eine Geldſtrafe von 

00 5 10 26 Heuss er 50 1 8 0 

Sabrſtaon in nicht aefagten Aaumen. Fe eee ene 
erhalten % der auf Grund dieſer Verordnung eingehenden 
Geldſtrafen.“ § 56, Dies Geſetz mitt mit 1. Januar 1868 in Kraft. 

Ein Amendement des Abg. Dr. Bähr bezweckt die Confiscation der 

keien und Materialien (88 15 und 16) aus den Strafbeſtimmungen auszu⸗ 


0 in Amendement des Abg. v. Bötticher fügt dem § 6 hinzu: Iſt der 

5 ant an einer Benutzung der vom Finanpminitter genehmigten Räume 

ehindert, fo kann die mit der Wahrnehmung der ſteuerlichen Aufficht betraute 
Steuerbehörde die Fabrikation in anderen, dem Fabrikanten genau zu bezeich⸗ 
nenden Räumen vorübergehend geſtatten. 

Endlich beantragt Abg. Born: 1) den § 22 dahin zu faſſen: Denun⸗ 
cianten erhalten keinen Antheil an den Geldſtraſen. Und 2) fol⸗ 

ende Reſolution; Das Haus wolle beſchließen, die Regierung aufzufordern, 
ſobald als möglich dem Landtage eine Geſeßes⸗Vorlage zu machen, durch welche 
die Denuncianten⸗Antheile überhaupt abgeſchafft werden. 

Berichterſtatter Abg. Scharnweber macht zuerſt eine Mittheilung Über 
die Eniſtehung des Amendements v. Patow u. Gen., das von faſt allen 
Mitgliedern der Commiſſion unterzeichnet iſt. Daſſelbe ſei in materieller 
Hinſicht mit dem Commiſſionsantrage, der mit geringen Modificationen die 

ungsvorlage empfiehlt, durchaus übereinſtimmend. Die Regierungs⸗ 
ſei aber nur eine ergänzende Verordnung, beſlimme die Aufhebung 
resp. Beibebaltung verſchiedener zerſtreuter Geſetze und Verordnungen von 
„ 15 aber kein einheitliches und überſichtliches Geſetz. Man habe desbalb 
‚in der Commiſſton ſchon den Wunſch ausgeſprochen, die Vorlage in dieſer 
Weiſe zu ändern. Die Regierungs⸗Commiſſarien hätten jedoch anfangs Be: 
denken getragen, darauf einzugehen, da ja in nächſter Zeit im Zollparlament 
überhaupt ein einheitliches Gesetz auch für dieſe Materſe zu Stande kommen 
werde. Einzelne Commiſſions⸗Mütglieder hälten ſich jedoch nachträglich noch 
mit der Manke in Verbindung geſetzt, und da dieſe 
75 enderung des Geſetzes einverſtanden erklärt, hatten die Commiſſions⸗ 
Mitglieder privatim in Gegenwart eines Regierungs⸗Commiſſarius über eine 
n berathen, deren Reſultat im Amendement Palow fetzt vorliege. 
ö unterſcheide fie ſich vom Commiſſtonsantrage gar nicht, ſtelle aber 
alle zur Zeit . Beſtimmungen überfihtlih zuſanmmen. 


Finanzminſſter v. d. Heydt erklärt mit dem Amendement v. Patow 
gn ge Das Amendement 35 fich er aber erklärt er für nber ale 
da die Steu el treffen 


erbehoͤrde ſchon 1 die darin gewünſchte Maßre 
könne und treffen werde. — Was die Amendements Born (Wegfall des De⸗ 
nuntianten⸗Antheils) betreffe, fo ſei er mit dem Princip derſelben vollſtändig 
eiuverſtanden und habe deshalb gegen die Reſolution, welche den Wegfall des 
c 
nden; en müſſe er ſich gegen den Antrag N er 
Lee eee nur bei der Rartenneust 2 — ſei 
führen, während Re n Beſtimmung iſolirt für eine einzige zu⸗ 
des Miniſters ſein 


elen anderen noch foribeſtehe. 

biticher 1 olge der Erklärungen des = 
a der Minſſter die Erfüllung der darin geſtellten Forde⸗ 
unveränderte Annahme des von ihm einge⸗ 


brachten Entwurfs. Es würde beſonderg den Bewohnern der neuen Provin⸗ 


b ch in de ; twurf zurecht zu 
finden, 4 10 in ſeinem Entwurf die bande Water Aber zusammen, 


1 ns: Graf Renard richtet die Frage an die Staatsregierung, ob es 
— N, : s 3 g )enuncian⸗ 

KR 50 5 bei der Branntweinbrennereiſteuer erhöht worden fei. 

nan 


hi tigen, ſo ſteht es im Widerſpruche mit ber heutigen Ga 

heil ſei Ministers, wonach er principiell gegen den Denunclantenan⸗ 
Reg! Comm ar Burckhardt (ſieht ſich erſt nach dem Finanzminiſter 
72 Sch um, 0 1 7 en dieſe 11 nen wolle; da derſelbe 
. zu nicht auch „erhebt er ſich zur Beantwortung): Ich muß ars 


erhalb inch, 
eiuer 


„it der Bericht der Finanz⸗Commiſſion über 


aragraphen beſtehende Entwurf hatte zunächſt die Zuſtim⸗ 


ſich ſchließlich mit der | 1,98 


— 


heim geben, dieſe Frage bei der Budgetberathung bei Gelegenheit der Ein⸗ 
nahmen der Branntweinſteuer anzuſchließen. Für den Augenblick muß ich 
die rg Lunch ſoweit meine Information reicht, in Abrede ſtellen. Die 
Höhe des Denuncianten⸗Antheils beruht auf einem Geſetz, und die Regie⸗ 
rung iſt deshalb nicht in der Lage. denſelben durch eine Verordnung will⸗ 
kürlich zu ändern. f 


Es folgt die Specialdiscuſſion. Derſelben wird der vom Abg. v. Pato w 


ER eingebrachte Entwurf zu Grunde gelegt. 
ei den 
geſtellt iſt, befürwortet Abg. Dr. Bähr fein Amendement. 
gerechtferkigt, außer der ſchon bedeutenden Geldſtrafe auch noch die Confis⸗ 
cation der Materialien und Geräthe auszusprechen, zumal deren Werth 
ſehr verſchieden fein könne; die Beſtrafung würde alſo je nach dem zufalli⸗ 
gen Werthe der Materialien in ſehr ungfeichmaßger Weiſe eintreten. Man 
müſſe dabei bedenken, daß nicht immer böſe Abſicht, ſondern oft nur Ver⸗ 
ſäumniß die Contravention veranlaſſe. N 

Abg. Krieg er (Samter) ſpricht gegen das Amendement Bähr, ebenſo 
der Berichterftatter. f 

Das Amendement Bähr wird abgelehnt, § 15 und 16 werden unver⸗ 
ändert angenommen. i 

Bei § 17, wonach * im $ 15 verordneten Strafen auch dann eintreten 
ſollen, wenn gegen die Vorſchriften des nach dem Geſetze vom Finanzminister 
noch zu erlaſſenden Regulativs, betreffend die Yabritei N Fabrication, 
Stempelung, a den und Verſendung von Spielkarten, über die 
Stempelung und den Verkehr mit den Behörden ꝛc. ꝛc. gefehlt wird, bean⸗ 
tragt: Abg. Pelzer (Duſſeldorf): Dieſen Baragraphen ganz zu ſtreichen, da 
man doch keine Strafe jepen könne auf die Nichtbefolgung don Vorſchriften, 
die man noch gar nicht kenne, die vom Finanzminiſter erſt noch exlaſſen wer⸗ 
ben ſollten. Man müſſe es vielmehr dem Finanzminiſter überlaſſen, in der 
betreffenden Verordnung dann ſelbſt die Strafen feſtzuſtellen, die in feiner 
Competenz liegen. A 

Nachdem Reg.⸗Commiſſ. Burchardt die unveränderte Annahme des 
$ 17 empfohlen, wird derſelbe angenommen. 

Zu $ 22 liegt das Amendement Born vor, wonach der Denuncian- 
ten⸗Antheil für die Contravention der Kartenſteuer abgeſchafft werden soll. 

Abg. v. Palow bittet um Ablehnung des Amendements, da es lch 
rͤthlich ſei, in einem Specialgeſetz eine Beſtimmung abzuſchaffen, fo lange ſie 
im Allgemeinen noch fortbeſtebe. } 

Die Abgg. Krieger (Samter) und Krapp empfehlen die Annahme bes 
Amepdements. Man möge mit der Abſchaffung einer ſolchen demotaliſiten⸗ 
Fe re den Anfang machen, die gänzliche Beſeitigung werde dann 

neller erfolgen. a 

Das Amendement Born wird mit geringer Majorität angenommen, da⸗ 
gegen ſtimmt die Rechte. 

Die übrigen Paragraphen und das ganze Geſetz werden ſovann ange⸗ 
— er v. d. Heydt ſtimmt ſchließlich gleichfalls für das 
ganze Geſetz. ® 

Die Reſolution Born wird ſchließlich mit großer Majorität ange: 
nommen. 

Darauf wird die Vorberathung über den Etat des Finanzmini⸗ 
ſteriums fortgeſetzt. Zum Ausgabe⸗Etat VIII. (Bezirks⸗Hauptkaſſen 
in Hannover und zwar Beſoldungen: 26,650 Thlr., andere perſön⸗ 
liche Ausgaben: 2100 Tit., ſachlche Ausgaben 2000 Thlr. im Ganzen 
30,750 Thlr.) beantragt der Abg. Tweſten ſtatt der angeſetzten 26,650 ah 
2100 und 2000 Thlr. als ein Pauſchquantum 30,750 Thlr. zu bewilligen. 

Regierungs⸗Commiſſar Mökle: Es iſt kein hinreichender Grund vorhan⸗ 
den, die Bewilligungen für die Bezirks⸗Hauptkaſſen nur als ein Pausch quantum 
eintreten zu laſſen. Es geht die Abſicht dahin, zum Zwecke der Elementar⸗ 
Erhebung der Steuer künftig dieſelden Einrichtungen zu treffen, wie fie für 
die Rheinprovinz und Weſtfalen ſchon ſeit langer Zeit beſtehen und ſich als 
r bewährt haben. Die directen Steuern ſollen nämlich durch 


N h teuern gegen eine 140 A⸗ 
digung von 3 Procent einziehen und dieſelben der . an ſſe 


In Hannover werden aber 15 lle 
der Regierungs⸗Hauptkaſſen in den alten Provinzen die BejtrlerBaup en 


uͤſſeld 
ne er 


ft 
15 eine definitive Bewflli⸗ 
gung gg en, zumal deren Zahl unter allen Umſtänden zu hoch ge⸗ 
griffen iſt. 


egierungs⸗Commiſſar Mölle: Die Frage nach der Zahl der Einwohner 


kann bei der Erwägung, wie viel Bezirkskaſſen gebildet werden muſſen, nicht 
als maßgebend angeſehen werden, es kommt dabei weſentlich auf den Umfang 
des Bezirkes an, d. h. auf die Zahl von Quadratmeilen, welche ſedex Bezirk 71 15 
ſoll. Wenn ſich die 11 65 jation der Bezirkshauptkaſſen im Weſentlichen den 
Landdroſteibezirken anſchließen ſoll, fo iſt das ſehr erklärlih daraus, daß die 
letzteren ſchon vorhanden waren, und daß man ſich daher am beſten den be⸗ 
ſtehenden Einrichtungen anſchließt, obwohl beide in keiner Verbindung ſtehen 


und die Bezirks Hauptkaſſen lediglich der Fingnzdirection in Hannover unter 
eordnet find, Ich all Kerl, 14 ſelbſt die Ben mebreret 
die Zahl der bei denſelben im Ganzen ans 


ezirks⸗Hauptkaſſen in einer je 
geſtellten Beamten einen Einfluß haben würde. 

Abg. Bening ſchließt ſich den A des Regierungscommiſſars 

. N l 

ebner wendet ſich ſogann gegen die ace 

en 


en. 
Abg. v. Dieſt erklärt ſich für. Annahme des Tweſten'ſchen Antrages; die 


ai f 
bg. Tweſten: Es iſt ſehr traurig, daß mit d me meines An⸗ 
e e der allen ph. 
fe; dieſe Rüchſicht far 
Benin iß am Schlu 
chrift ausdrücklich geſagt werde, b 


werde ſich auf die Dauer nicht halten laſſen. a 
ein in ü HA Der Antrag Tweſten wird ange 


Verlag von Eduard Trewend 


$ 15 und 16, zu denen das obenerwähnte Amendement Bähr 
Es ſei nicht 


Grenze 3 
den Etat 


ſchmirden würde. 


uns nicht h 
den ſind. 
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Nr. 592. Mittag Ausgabe, Achtundvierzigſter Jahrgang. — t. Mittwoch, den 18. December 1867. 
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nommen, desgleichen der Antrag Bennigſen: „die Regierung aufzu⸗ 
dem nächten . eine Vorlage Wer die Organi Ain ber ers 
waltungsbehörden in Schlesw n und Hannober zu machen.“ 

Bu 0a 57 (Rentenbanken) fragt Abg. Miguel, in welchem Sta⸗ 
dium ſich das 7 über Ablöſung der Reallaſten in Hannover befinde, ob 
es ſich auch auf Laſten erſtrecken werde, die auf Privatverbindlichkeiten bes 
ruhen, und warum endlich in dem Etat noch kein Fond für die zu dieſem 
Zweck zu errichtende Rentenbank in Hannover doperſe en ſei. 

Minifter v. Selchow: Der Geſetzentwurf, der auch die Ablbſung von 
Privatreallaſten umfaſſen wird, hat noch nicht alle Stadien der Berathung 
durchgemacht und ſoll demnächſt mit den dagegen eingelaufenen Proteſten 
brer Gwägung unterbreitet werden. Die Begründung einer Rentenbank i 
noch nicht in 8 enommen, weil das erwähnte Geſetz noch nicht publi⸗ 
eirt iſt. Sollte die ubltcation fo bald ſtattfinden, daß die Bank bereits im 
nächſten Fahre in Wirkſamkeit treten muß, 
die geeigneten Maßnahmen treffen. 

Bei Cap. 59 „Allgemeine N iſt zu Tit. 3 und 4 vom Abg. 
v. Bockum⸗Dolffs beantragt: I) das Haupt-Ertraordinarium mit 
400,000 Thlr. nicht zu bewilligen, dagegen aber 2) zu Beſoldungsderbeſſe⸗ 
n den Betrag von 600,000 Thlr. um 400,000 Thlr. zu erhöhen. 

(bg. b. Benda; Es mag dem Liberalen ſchwer werden, dieſen Fond für 
unborhergefebene Ausgaben zu bewilligen, man muß ſich aber auch in die 
Lage des Finanzminiſters hineindenken. Dagegen bin ich mit der Hohe der 
geforderten Summe micht einverſtanden. Dieſelbe betrug bisher nur 300,000 
Thlr. und war diermit ſchon fo reichlich bemeſſen, daß fie nicht verausgabt 
worden ift, Aus der Erweiterung des Staatsgebiets kann ein Grund zu 
einer fo dedeutenden Erhöhung nicht hergeleitet werden, ich glaube deshalb 


2 


o wird die Regierung rechtzeitig 


den Bedürfniſſen in genügender Weiſe Rechnung zu tragen, wenn ich beans 
trage, die Summe au 300,000 Thlr. 17 
Abg. Leſſe: Ich ftelle den Antrag, die im Etat angeſetzten 400,000 Thlr. 


zu bewilligen unter der Rubrik: „Hauptextraordinarium, über 
deſſen Verwendung die nachträgliche Genebmigung der Lan⸗ 
desvertretung eingeholt werden muß“. — Schon jeit mehreren Jah⸗ 
ren bat dieſer Fonds bei der Etatsberatbung Veranlaſſung zu Differenzen 
zwiſchen der Landesvertretung und Regierung gegeben; in den Jafren 1862, 
63 und 66 wurde derſelbe nur unter der in meinem Antrage ausgeſprochenen 
Bedingung bewilligt, im Jahre 1865 vollſtändig geſtrichen. Auch diesmal 
glauben wir die Summe ohne den don mir beantragten Zuſatz nicht bewilli⸗ 
gen zu können. Weit entfernt, dem Finanzminiſtetium dadurch ein Miß⸗ 
krauensvotum geben oder daſſelde in Verlegenheit bringen zu wollen, bezwecken 
wir durch unſeren Antrag nur, das Gefühl der Berantwortlichteit bei jeder 
Ausgabe rege zu erhalten, und wir halten uns dazu um jo mehr bexechtigt, 
als bereits Fälle vorliegen (beiſpielsweiſe bei der Entihädigung der Slandes⸗ 
herren), wo in Nichtübereinſtimmung mit dem Willen dieſes Hauſes Ausgaben 
aus dem 1 1 Fonds geleiſtet worden find. ——— g 
inanzminfſter v. d. Heydt; Von keinem der Vorredner iſt bis jetzt die 
Nothwendigkeit eines Fonds für unvorhergeſehene Ausgaben beſtritten worden, 
der letzte derſelben hat nur eine doppelte Bewilligung der dazu erjorberlihen 
Mittel verlangt. Er ſtebt hierbet im Widerſpruch mit der Verfaſſung, die 
nur eine e Genehmigung für Etatsüberſchreitungen, niemals aber 
für andere im Etat bewilligte Ausgaben kennt. Man bat hier das dother⸗ 
ebende Jahr angeführt, wo die Regierung die gleig e Bedingung acceptirt 
t: wir haben dieſelbe damals für eben jo unzuläſſig gehalten wie heute, 
legten ader auf ** Zuſtandekommen des Etats einen jo bohen Werth, daß 
wir nach den von Ihnen gefaßten Beichlüffen lieber den Fonds gar nicht ans 
gegriffen, und wo unvorbergeſehene Ausgaben unerläßlich waren, dieſel ben als 
Etatsüberſchreitungen behandelt haben, die Ihrer nachträglichen Genehmigung 
unterliegen werden. N s 
915 aber iſt es für eine geordnete Finanzverwaltung beſſer, wenn 
ihr für derartige Ausgaben ein deſtimmter Fonds zugewieſen iſt, und im 
nen teſſe der Landesvertretung liegt es, durch ein yeitgefegies Maß eine 
u ziehen, die nicht überſchritten werden darf. Gerade im dorliegen⸗ 
) ber bilte ich Sie, uns die angeſetzte Summe ohne Klauſel dewil⸗ 
ligen zu wollen, da der Nothſtand einzelner Provinzen, deſſen Ausdehnur g 
ſich noch nicht überſehen lößt, uns ſehr leicht in die Nothwendigkeit derſetzen 
kann, 11 5 weitere Fonds disponiren zu müſſen. Sie wenden ein, die nach⸗ 
trägliche enehmigung werde ohne Zweifel ertheilt werder, dennoch bringen 
Sie die Regierung durch die bedingte Men in Berlegenbeit, wenn es 
ſich darum handelt, Ausgaben zu beſtreiten. Das Vertrauen, welches wir da⸗ 
durch in Anſpruch nehmen, iſt auch nicht ſo außerordentlich; einer Regierung, 
der Sie im Etat viele Millionen anvertrauen, werden Sie wohl auch noch 
dieſe 400,000 Thlr. für außerordentliche Ausgaben bewill'gen können. Von 
dem erſten Redner iſt die Erhohung der Summe um 100,000 Thlr. gegen 
Dane fär ungerechtfertigt erklärt worden; dieſelbe iſt aber in der Heranzie⸗ 


daham de ſind, vollkommen begründet, 
fitellun 


igung des Fonds werden die Aus⸗ 


entzogen als 

ſonſt. Die Be f ie die Bewilli⸗ 

n ar 92 577 und auch der Abg. v. Bockum⸗ 
b 5 


olffe, det in früheren Jahren einen Antrag im Sinne ves Abg. Lifle eins 
Ni weh EA 4 dieſe hr est zu theilen, da er heute piel correcter 
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nweis auf den b, Faß früber nicht einmal 300 r. ausgege⸗ 
ben ſeien. Die 5 ng der Summe iſt bereits durch den Herrn Finanz⸗ 
miniſter genügend dirt worden, dem es jedenfalls leicht 1 wäre, 
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deshalb für des Abg. Leſſe ſtimmen, weil die Regierung im dori 
Nah ga bat, daß fie wohl im Stande if, ſich mit demfelben zu de 
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dem Munde eines Volksvertreters erwartet 
is alſo 
auſel, 


ich verſtehe den Antrag des Abg. nicht: 
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dieſem Falle ift es correcter, die Poſition ganz zu ſtreichen; ich halte ein 
Extraordinarium aber für nothwendig ſchon aus dem Grunde, um der R 

gierung nicht Veranlaſſung zu geben, zur Vermeidung von Verlegenheiten zu 
hohe Anſchläge im Etat anzuſetzen. Eine Bewilligung mit Vorbehalt ift aber 
ar keine, denn welcher Miniſter würde es wagen, wenn er nicht gerade ein 
o coloſſales Vermögen beſitz', daß es ihm auf 100,000 Thlr. nicht ankommt 
(Heiterkeit, in die der Finanzminister einſtimmt), Staatsausgaben zu machen 


® 


0 7 welche der Abg. Schröder ausgeſprochen, ſcheint auch mir ſo bedenklich, 
* daß man ſie unter einer Volksvertretung nicht hören ſollte. Durch den bean⸗ 
Br tragten Vorbehalt erreichen Sie nichts, was Sie nicht in dem Recht der De 
=, chargirung ſchon bätten. Ich werde aus dieſen Gründen für die Bewilligung 
der beantragten Summe ſtimmen. (Bravo rechts, Ziſchen links.) 
v. Bockum⸗Dolffs ſpricht von der Tribüne und bleibt deshalb unver⸗ 
fſtändlich. Vermuthlich motivirt er feinen Antrag. . a 
2 Abg. Graf Eulenburg: Es ift ungerechtfertigt, die Regierung in die 
Lage zu verſetzen, bei Ausgaben, deren Stothmendigteit anerkannt iſt, erſt zu 
überlegen, ob ſie auch die nachträgliche Genehmigung erhalten wird. Durch 
5 den Vorbehalt derſelben erlangen Sie keinen Vortheil für die Controle, da 
die Ueberſicht über die Ausgaben dadurch nicht erleichtert, ſondern erſchwert 
wird. Es bleiben Ihnen nur zwei Wege, pure abzulehnen oder zu bewilli⸗ 
gen, und da die Nothwendigkeit des Fonds genügend dargethan, kann ich mich 
nur für das letztere entſcheiden. 
* Ein Schlußantrag wird angenommen. 
Abg. Schröder (perſönliche Bemerkung): Der Herr Finanzminiſter er⸗ 
klärte meine Ausführungen für unvereinbar mit der Stellung eines Volks⸗ 
a vertreters, und ſuchte dies nachzuweiſen dadurch, daß er die belden verſchie⸗ 
denen Arten der Verantwortlichkeit mit einander vermiſchte; ich habe aus der 
finanziellen Verantwortlichkeit deducirt, er wollte mich ad absurdum führen 
aus der ſtaatsrechtlichen Verantwortlichkeit. 
Es folgt über die Pee ee eine längere geſchäftsordentliche Debatte, 
an der ſich die Abgg. Heiſe, Schwerin, Dr. Koſch, Lasker und der Minifter 
* v. d. Heydt betheiligen. 
N Das Hauptertraordinarium von 400,000 Thlen, wird in nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 221 gegen 156 Stimmen bewilligt. Dafür 
ſtimmen bie Conſervativen, die Altliberalen und einzelne Mitglieder des linken 
Centrums und der national⸗liberalen Fraction, wie Bähr, Bening, beide 
Engel, Francke, Frank, Grumbrecht, Heyl, Lauenſtein, Lette, Redecker, Roepell, 
Gr. Schwerin, Sehmsdorf, Stavenhagen u, A. 
Bei dem Tit. 4 Befoldungsverbeſſerungen 600,000 Thlr. kommt 
80 der früher discutirte und durch die Abſtimmungen des Hauſes über die Ge⸗ 
baltserhöhungen der Minifter, Oberpräſidenten u. ſ. w. modificirte Antrag 
Virchow's von Neuem zur Sprache, der die damals geſtrichenen Erhöhungen 
dieſem Tit. 4 zufügen wollte. Nach den erfolgten Bewilligungen blieben noch 
6600 Thlr. übrig, die der Virchow'ſche Antrag der Summe von 600,000 
TLdzalern hinzufügen will. g 
8 Reg. Commiſſar Molle: Es find drei verſchiedene Beamtenkategorien, die 
j Berückſichtigung finden follen, Beamte der Gentrals, der Provinzialperwaltung 
und der Localbehörden. Eine vollſtändige Ueberſicht über die Vertheilung hat 
nicht geſchafſt werden können. Die Abſicht der Regierung geht dahin, dieſelbe 
ziunächſt für die Beamten der Localbehörden zu verwenden. Die ganze Zahl 
der zu verbeſſernden Beamten beträgt ungefähr 10,000 Thlr.; eine Zulage 
von 100 Thlr. für jeden würde ſchon 1,100,000 Thlr. betragen; mit den 
300,000 Thlr. find alſo die Anſprüche noch nicht vollſtändig befriedigt. Vor⸗ 
Häufig wird daher nichts Anderes übrig bleiben, als daß dieſe 600,000 Thlr. 
* 177 näheren Nachweis bewilligt werden. Ein ſpecieller Nachweis wird dem 
5 nächſten Landtage zugehen. 
Abg. Koſch empfiehlt den Virchow'ſchen Antrag. Der Abg. Graf Schwe⸗ 
: rin habe erklärt, dem Hauſe ſtehe die Befugniß nicht zu, einzelne Poſitionen 


bon einem Titel auf einen andern zu übertragen; dieſe Auffaſſung möge ber 
rechtigt fein, aber es liege ein Präcedens im Sinne des Virchow'ſchen Antra⸗ 
ges aus der Etatsberathung des vorigen Jahres vor. Daß die Summe nur 
6600 Thlr. betrage, beklage er auch, das ſei aber kein Grund, dieſelbe über⸗ 
haupt nicht in dieſe Beſoldungsverbeſſerungen aufzunehmen. Redner ſpricht 
ſeine Wünſche in Bezug auf die Vertheilung der Summe aus, und will na⸗ 
mentlich die öſtlichen Provinzen mit Rückſicht auf den diesjährigen Nothſtand 
berüdfichtigt ſehen. 
Abg. Dr. Zander plaldirt ſpeciell für die Regierungs⸗Secretäre. 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich halte es nicht für richtig, daß von 
Seiten des Hauſes die Initiative tagen werde zu neuen oder vermehrten 
Ausgaben. Denn ohne vollſtändige Kenntniß des coloſſalen Materia in 
das Haus nicht im Stande, ſich ein beſtimmtes Bild zu machen über die 
dringenderen oder weniger dringenden Ausgaben. Es iſt allerdings ſehr 
leicht, ſich für eine beſtimmte Ausgabe zu intereſſiren; ob es aber ease ic 
ift, die Dinge bei dieſer Gelegenheit zu ſchwarz zu malen, das überlaſſe ich 
dem Urtheil des Hauſes. Daß, obgleich ſchon jo viel für die Aufbeſſerung 
der Gehälter geſchehen iſt, noch immer Millionen dafür verwendet werden 
können, iſt ja ganz unzweifelhaft, aber Sie haben aus dem Budget erſehen, 
wie ſchwierig es gerade diesmal geweſen iſt, für alle Bedürfniſſe zu ſorgen. 
RNückſichtlich der bon dem Abgeordneten Koſch über den Notbſtand in der 
Provinz 1 Sunk Aeußerungen bemerke ich, daß die Regierung aus 
biefen Zuſtänden Veranlaſſung genommen hat, für die dortigen Unterbeam⸗ 
ten eine Summe von vorläufig 50,000 Thlrn. zu außerordentlichen 


ulagen 
ae m die Regierung wird auch ohne beſondere Kräften dieſe 


erhält: 
niſſe im Auge behalten und thun, was in ihren Kräften 
dieſem Falle die Regierung dem Antrage Virchow zuſtimmt, darüber mu 
2 ich eine Eeklärung bis zur Schlußberathung verſchieben. 
. Abg. 1 erklärt ſich dagegen, der Regierung Summen zur Ver⸗ 
nr ausgabung aufzudrängen, bie fie. nicht verlangt hat und erörtert die Frage, 
ob die hier verlangten 600,000 Thaler als einmalige Zulage oder als dau⸗ 
ernde Gehaltsaufbeſſerung zu betrachten ſind. Redner entſcheidet ſich fur die 
letztere Auffaſſung, intereſſirt ſich ſpeciell 15 die Kreis⸗Secretäre und dafür, 
5 daß den Subaltern⸗Beamten bei den Lokalbehörden die 600,000 Thaler aus⸗ 
n ſchließlich zu Gute kommen follen. Ein Antrag des Abg. Tweſten ver 
langt dieſe Verwendung ausdrücklich im Staatshaushaltsgeſetz ausgeſprochen 
zu ſehen, wogegen der Finanzminiſter nichts zu erinnern hat. 

Abg. v. Kirchmann macht auf das Bedenkliche einer ſo großen Pauſch⸗ 
bewilligung für Beamte aufmerkſam, wenn die ig N nicht bei der Ver⸗ 
ttheilung von allen perſönlichen Rückſichten Ay politiſche Geſinnung und der: 
gleichen abſieht. n früheren Jahren iſt ſogar richterlichen Beamten aus 
TR ſoſchen Gründen die ihnen zukommende Gehaltsverbeſſerung vorenthalten wor⸗ 
denz; in neuerer Zeit iſt das allerdings nicht mehr geſchehen, aber ein beruhi⸗ 

gendes Wort des Herrn Finanzminiſters wäre doch ſehr wichtig. 

Der Finanzminiſter ſtimmt in wenigen, leiſe geiprodjenen, dem Sinne 

nach nicht ganz deutlichen Worten der Erwartung des Vorredners bei. 
bg. v. Hoverbeck: Ich faſſe die Worte des Herrn Miniſters ſo auf, 
als hielte er die Erfüllung der Forderung des Abgeordneten von Kirchmann 
für ſelbſtverſtändlich und ich betrachte ſeine Aeußerung als eine vor dem 
Hauſe übernommene, ihn bindende Verpflichtung. Daß der Abg. Tweſten 
ſich der Kreisſecretäre angenommen hat, dafür danke ich ihm. Dieſe armen 
b Leute leiden dadurch, daß eine ihnen gewährte Zulage die ſchlechte Lage ihrer 
Vorgeſetzten, der Krrisrichter, gar zu eclatant ins Licht ſetzen würde. (Zu⸗ 
va . Dagegen halte ich das Haus wohl für berechtigt, Summen don 
re a. Titel 110 Me andern zu übertragen und die Regierung zu Mehraus⸗ 

gaben zu ermäaͤchtigen. ö 

2 70 Abg. v. Vincke hält dieſe Auffaſſung des Budgetrechts für zu weit gehend 

und beruft ſich auf England, Dahlmann u. ſ. w. 

Die Poſition von 600,000 Thlr. wird bewilligt; die Hinzufügung der oben 
erwähnten 6600 Thlr., die der Abg. Koſch durch einen deſonderen Antrag 
empfohlen hatte, abgelehnt. ? 2 - 
Arnter den einmaligen Ausgaben ift eine Poſition von 70,000 Thlr. für 
die Erweiterung der Geſchäftsräume des Finanzminiſteriums angeſetzt. 
Fr Abg. Graf Renard: Die Denkſchrift oder vielmehr das Denkblatt, das 
die Erweiterung motiviren ſoll, enthält viel zu allgemeine Gründe, und die 
ſpeciellen find nicht zutreffend. So ift mir z. B. nicht bekannt, daß wegen 
der beſchränkten Localität jemals der Abſatz der Lotterielooſe oder die recht⸗ 


aber ſieht man, daß das alte Gießbaus doch nicht geeignet fein wird. Nach 
alledem ſcheint mir gar kein beſtimmtes Project vorzuliegen; man hat wohl 
nur die Abſicht, einen Fonds anzuſammeln, um nach und nach ein zweites kleines 
Finanzminiſterium zu bauen (Heiterkeit). J : 
nicht hergeben. Ich halte es für meine Pflicht, jede derartige Ausgabe ab: 
zaulehnen, deren N 
wo e iſt, und bilte Sie daher, dieſe Hier geforderten 70,000 Thlr. 
in n. 
Ind l Finanzminiſter v. d. Heydt: Es handelt ſich bei der Erweiterung der 
Jinanzgebäude um wichtige Zwecke, es ſoll dadurch ein mehr geregelter und 
Prompter Geſchäftsgang, als es bisher arg war, durchgeführt werden 
Kr inen. Es iſt ein großer Uebelſtand, daß die Generalſtaatskaſſe in fo großer 
e 3 Finanzminiſterium liegt. Außerdem iſt ſchon längſt der 
3 e 6 gt worden, daß ſämmtliche Zweige des Finanzminiſteriums in 
einem Gebäude vereinigt werden. Die Abſicht der Regierung geht nun 


— 


. 
1 


in dem Bewußtſein, mit feinen eigenen Mitteln dafür zu haften? Die An⸗f 


cht. — Ob in 3 


eitige Ziehung der Lotterie gefährdet worden. Es wird ferner das alte Gieß⸗ nen Leuten, die in normalen Zeiten durchaus zahlungs 
baus für die Erweiterung als geeignet in Ausſicht genommen, bald darauf] zum Ankauf von Saatkartoffeln geholfen iſt. 


Dazu möchte ich mich aber doch habe thun müſſen, wozu fie ſich durch die 
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dabin, im Gebäude des Finanzminiſteriums Büren Räume für fAmmiliche 
Abtheilungen des Farne a einzurichten. Durch das Hin⸗ und Her⸗ 
tragen der Akten tritt oft ein großer Zeitverluſt ein, und es ſoll deshalb den 
Rathen Gelegenheit gegeben werden, im Miniſterium zu arbeiten, — dies foll 
nun durch den Men Cr Umbau bewirkt werden. Das Project wird ca. 
120,000 Thlr. koſten. ie Baubeamten ſind gegenwärtig noch mit der Feſt⸗ 
ſtellung des Bauplanes und des Koſtenanſchlages beſchäftigt; ich hoffe, den» 
elben im Laufe der Seſſion noch vorlegen zu können. Das Project iſt 
durchaus zweckmäßig; ich bitte deshalb um Bewilligung der zur Ausführung 
deſſelben beanſpruchten Summe. 5 

Ab. Grumbrecht: Die Denkſchrift des Miniſters beruft ſich auf das 
Bedürfniß der Lotterie⸗Verwaltung. Wir haben nun aber kürzlich die Re⸗ 
gierung ee die Lotterie überhaupt aufzuheben; es werden alſo even⸗ 
tuell noch die Räume der Lotterie⸗Verwalkung disponibel. So lange darüber 
keine Erklärung erfolgt, kann ich nicht fir die geforderte Summe ſtimmen. 
Finanz miniſter: kei 7 ſollten allerdings auch Bureau⸗Räume 
für die Lotterie⸗Verwaltung errichtet werden; ſpäter aber hielt man es für 
nöthig, Arbeitsräume für die Räthe zu errichten, damit die Geſchäftsführung 
beſſer und ſchneller von Statten gehe. a 2 

Abg. Virchow: Die Gründe, die der Herr Finanzminiſter heute ange⸗ 
geben bat, find ganz andere, als die in der Denkſchrift angeführten, das Bros 
ject iſt geändert worden; wir können deshalb die Summe nicht bewilligen, 
bevor uns nicht der Bauplan vorliegt. So ſehr dringlich ſcheint mir die 
Sache nicht zu ſein. - 

ehe tie v. d. Heydt: Ich habe noch die ausdrückliche Erklä⸗ 
1455 nachzuholen, daß die Wohnungsräume des Finanzminiſters bei dem 
endet gar nicht berührt werden, fondern daß es ſich nur um die Bureau's 

andelt. 

Abg. v. Flott well wünſcht Bewilligung der Summe. Der Abg. Vir⸗ 
chow verſtehe nichts von der Sache. (Unruhe links.) Er möge erſt hin⸗ 
gehen und 3 das Gebäude des Finanzminiſteriums beſehen dann werde 
er anderer Meinung werden. (Unruhe links.) Der Abg. Renard würde 
ſicherlich dagegen proteſtiren, wenn er in ſo kleinen Räumen arbeiten ſolle, 
wie die Bureau's im Finanzminiſterium wären. . 

Abg. Graf Renard: Der . hat meine Behauptung nicht 
widerlegt, daß noch gar kein beſtimmtes Project vorhanden iſt. Im Ge⸗ 
bäude des landwirihſchaftlichen Miniſteriums ſind noch größere Uebelſtände, 
denen noch eher abgeholfen werden muß. 5 2 

Finanzminiſter v. d. Heydt erklärt, daß das Project allerdings im Allge⸗ 
meinen ſchon feſtſtehe, durchaus zweckmäßig und dringlich ſei. Der Bauplan 
ſolle vorgelegt werden, ſobald er ganz fertig wäre. g 

Abg. v. Patow befürwortet dringend die Bewilligung; die Geſchäfts⸗ 
räume ſeien für die Bedürfniſſe der Beamten ſowohl, wie des Publikums, 
durchaus unzureichend. Der Finanzminiſter perſönlich habe durchaus kei en 
Vortheil davon, ſondern verliere im Gegentheil durch den Umbau einen Theil 
ſeines Gartens. - 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. Es folgen perſönliche Be 
merkungen, in denen Abgeordneter Virchow die Aeußerung des Abgeordne⸗ 
ten Flottwell gegen ibn als ungehörig zur ückweiſt. ; wo 

in Antrag des Abg. v. Unruh, die Abſtimmung über die Bewilligung 
der 70,000 Thlr. bis zum Schluſſe der Vorberathung des Budgets aufzu⸗ 
ſchieben, weil bis dahin der Bauplan mitgetheilt ſein werde, wird mit 180 
gegen 172 Stimmen abgelehnt; darauf die Forderung der Regierung (70,000 
Thaler) mit einer ſchwer erkennbaren Majorität bewilligt. 

Den letzten Titel der einmaligen Ausgaben bilden die 51,000 Thlr. für 
die Landes Triangulation. Der Präſident ertbeilt dem Abg. Dr. Engel 
(Schleiden) das Wort, der die Abſtimmung aufzuſchieben beantragt, bis die 
Bewilligung für die mitteleuropäiſche Gradmeſſung erledigt iſt. (Stürmiſcher 
Ruf von allen Seiten: Vertagen! Vertagen!) Präſident: Ich habe dem 
Abg. Engel das Wort bereits ertheilt, aber er hat verſprochen, kurz zu ſein. 
(Heiterkeit) Die Verſammlung ift ſehr unruhig, durch ſechsſtündige Verhand⸗ 
lungen und die in dem erleuchteten Saale herrſchende hohe Temperatur er⸗ 
müdet; nachdem Reg.⸗Commiſſar Molle erklärt hat, daß es ſich bier nicht 
um eine neue, ſondern um eine ſeit Jahren bewilligte, nur bisher im Etat 
des Kriegsminiſteriums aufgeführte Forderung handle, wird der obige An⸗ 
trag genehmigt. 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. (Tagesordnung: 
— 2 des . der Mitglieder der Staatsſchulden⸗Commiſſion, Wahl⸗ 
prüfungen. j 


Berlin, 17. Dec. Fümtligen] Se. Majeftät der König hat dem 
Stadtgerichts⸗Rath le Comte zu Berlin, dem Kreisgerichts⸗Rath Grube zu 
Halberſtadt, dem Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer, Rechnungs⸗Rath Nicolai zu 
Luckau und dem Kreisgerichts⸗Secretair, Canzlei⸗Rath von Bergen zu 
Prenzlau den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem Seconde⸗Lieutenant und 
Kaſernen⸗Inſpector a. D. von Saher zu Minden, dem Wundarzt Alexander 
Iſtas zu Lobberich, im Kreiſe Kempen, und dem ſtädtiſchen Packhofs⸗Ma⸗ 
gazin⸗Inſpector Helmecke zu Magdeburg den königlichen Kronen⸗Orden 
vierter Klaſſe, dem epangeliſchen Schullehrer Richter zu Kietz bei 
Cüſtrin im Kreiſe Königsberg NM. den Adler der vierten Klaſſe des könig⸗ 
lichen Hausordens von Ho enzollern, dem evang. Schullehrer und Organiſten 
2. epohl zu Sudweyhe, Amt Syke, dem evangeliſchen Schullehrer 
chmedtper zu Homfeld, Amts Bruchhauſen, und dem Polizei⸗Sergeanten 
acob Stamm zu Elten im Kreiſe Rees das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie 
dem evangeliſchen Schullehrer Michael Müller zu Klein⸗Samoslensk im 
Kreife Schubin die Rettungsmedaille am Bande derliehen; die Ober⸗Bau⸗ 
Jaſpectoren, Baurath Wiebe zu Frankfurt a. O. und Wernekinch zu Poſen 
zu Regierungs⸗ und Bauräthen, und den Gerichts⸗Aſſeſſor Laue in Conitz 
zum Staatsanwalt bei den Kreisgerichten in Conitz und Schlochau ernannt. 
Dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz in Berlin iſt unter dem 14. De⸗ 
cember 1867 ein Patent auf eine Maſchine zum Reinigen und Enthülſen von 
Getreidekörnern auf 5 Jahre ertheilt worden. (St.⸗Anz.) 


(O. O.) [Die Commiſſion für die Nothſtands⸗ und Eiſenbahn⸗ 
Vorlage) hielt 7 5 Abend in Gegenwart des Finanzminiſters, des Ge⸗ 
richts⸗Aſſeſſor v. Möller, des Geh. Rath Wulfsheim und des Landraths Per⸗ 
ſius ihre erſte, von 6— 10% Uhr dauernde Sitzung, in der ausſchließlich die 
Nothſtandsvorlage erörtert und erledigt wurde. Der Finanzminiſter v. d. Heydt 
eröffnete die Sitzung mit der Erklärung, daß die Staatsregierung ſeit dem 
Einbringen ihrer Vorlage die Unzulänglichkeit des Hilfsmittels von 1,228,000 
Thlr. Darlehnskaſſenſcheinen bereits erkannt habe und die Erhöhung dieſer 
Summe um 1 Mill. zu beantragen gendtbigt ſei. Da eine ſolche Aenderung 
der Vorlage von der Staatsregier. in der Comm. nicht beantragt werden könne, 
fo bäte er, daß ein Mitglied derſelben dies Abernähme, indem er die veränderte 
Vorlage 2 ſeinem Antrag mache. Der Abg. v. Hennig erklärte ſich dazu 
dereit. Der Finanzminiſter theilte ferner mit, daß der Chef der Bank, 
Herr v. Dechend, mit dem er Rückſprache genommen, die Verwendung der 
Darlehnskaſſenſcheine für den vorliegenden Zweck als eine unnütze und be⸗ 
läftigende Operation bezeichnet habe und daß es den Vorzug verdiene die nun⸗ 
mehr erweiterte Unterſtützung der altpreußiſchen Provinzen aus den Regie⸗ 
rungs⸗Hauptkaſſen zukommen zu laſſen. } 

ie Vermittelung dabei follen die beiden Regierungen zu Gumbinnen und 
Königsberg übernehmen, und die Empfänger ſollen in erſter Reihe nicht 
* — ſondern die Kreiſe fein, Und zwar ſollen die Zuſchüſſe zu: 
ewendet werden 1) denjenigen Kreiſen zinsfrei, die vom Provinzial⸗Baufonds 
ee für Chauſſeebauten zu fordern hätten; 2) gegen Verpfändung von 
eisobligationen ſolchen Kreiſen, die Chauſſeen bauen wollen; 3) Kreiſen, die 
nicht mehr im Stande find, aus eigenen Mitteln ihrer Pflicht binſichtlich der 
Armenpflege nachzukommen; ferner 4) Verbänden und Einzelnen zu Meliorationen; 
endlich 5) kleinen bäuerlichen Beſitzern gegen Sicherheiten oder Hypothek. Die 
Haupt Unterſtützungs⸗Summe ſoll 50 Thlr. betragen. So lautet in der 
auplſache das vom Finanzminiſter aufgeſtellte Programm, das von der 
Commiſſion faſt durchweg gebilligt wurde. Nur hat ſie, um den Kreis der 
7 Unterſtützenden zu erweitern, der Bezeichnung „ländlichen“ Grundbe⸗ 
gern ſtatt „bäuerlichen“ sub 5) den Vorzug gegeben und das Minimum 
der Unterſtützungs⸗Summe von 50 auf 15 Thlr. erabpeieht, da vielen klei⸗ 
ähig find, mit 15 Thlr. 


Schließlich erklärte der Finanzminiſter, daß die Staatsregierung Angeſichts 
des hoͤchſt dringenden Bedürfniſſes und in der feſten Ueberzeugung von der 
nachträglichen Genehmigung des Landtags bereits alles das gethan habe und 
t Vorlage ermächtigen laſſen wolle; 
und ſollte ſie über die verlangte Summe binausgehen müſſen, ſo werde ſie 


ichtbewilligung mit keinem großen Schaden für das Staats auch das in der Hoffnung thun, daß die Landesvertretung fie bei dieſer Ueber 


ſchreitung „nicht ſitzen laſſen“ werde. Die Regierung wolle eine Inſtruction 
aufftellen, nach der hierbei verfahren werden ſolle und bäte ſich den Rath der 
Commiſſion bei der Ausarbeitung derſelben aus. Zur ſpeciellen Ausführung 
wird der Finanzminiſter Kreiscommiſſtonen bilden, während der Miniſter der 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten einen beſonderen Commiſſar für Melio⸗ 
rationen nach Altpreußen abſendet. — Die Unterftügung kleiner Gewerbtrei⸗ 
benden wird von der Regierung nicht beabſichtigt und die Commiſſion ſtimmt ihr 
darin bei. (Referent Abg. Jacobi — Legnitz. . 

Von dem Abg. Virchow iſt beantragt, die Verträge der Staatsregierung 
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mit dem Kurffiriten von Heſſen und dem Herzog von Koburg ⸗Botha 
des Schmalkaldener Waldes an die en zu überweiſen. a 
Bremen, 13. Dec. [Ein in am geſtern pegen die Re 
daction der „Morgenpoſt“ zur Verhandlung. Das genannte Blatt hatte vor 
einiger Zeit eine Einſendung gebracht, worin dem Senator Pfeiffer reſp. dem 
Senat der Vorwurf gemacht wird, daß man bei Beſetzung von einträglich 
Stellen in der Regel Fremden den Vorzug gebe. Redacteur Hartmann wurde 
m drei Wochen Geſängniß und % der Koſten, der 3 Strad zu 14 
age Gefängniß (oder 25 Thlr.) und / der Koſten berurtbeilt. 
Wiesbaden, 14. Decbr. [Einem iſraelitiſchen Schulamts⸗ 
Candidaten,] der ſich zum Eintritt in den praktiſchen Dienſt an dem 
Gymnaſium oder der höheren Bürgerſchule gemeldet, wurde das Geſuch 
auf Grund einer früheren naſſauiſchen Verordnung abgeſchlagen — 
weil er eben Iſraelit ſei. Zum Unglück für eine etwaige Rechtfertigung 
dieſer Maßregel von confeſſtonellem Standpunkte hat der betreffende 
Candidat auch noch Mathematik und Naturwiſſenſchaften ſtudirt; Dis⸗ 
eiplinen alſo, bei deren Vortrag der confeſſtonelle Standpunkt des Lehr 
rers auch ganz und gar gleichgiltig iſt. Fr. 3) 
Frankfurt a. M. 15. Decbr. [Zur Magiſtratswahl.] Die Sitzung 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung von vorgeſtern hat inſofern eine beſon⸗ 
dere Wichtigkeit, als beſchloſſen wurde, einem an den Senat gerichteten Erin⸗ 
nerungsſchreiben der königl. Regierung zu Wiesbaden, daß unverweilt zur 
Wahl der Magiſtrats⸗Mitglieder geſchritten werden möchte, keine Folge zu 
geben, ſondern bei einem früheren Beſchluſſe der Verſammlung zu beharren, 
erſt dann die Magiſtratsmitglieder zu wählen, wenn der Oberbürgermeiſter 
ernannt ſei. Als Motive für dieſe Verzögerung der Magiſtratswahlen mach⸗ 
ten ſich in der Debatte über dieſen Gegenſtand zwei Punkte beſonders geltend: 
Erſtens, daß die Magiſtratswahlen notdwendig berſchieden ausfallen dürften, 
je nach der Qualität des ernannten Ober⸗Bürgermeiſters und Zweitens, weil, 
wenn man jetzt ſchon den Migiſtrat wählen würde, man die dorgeſchlagenen 
drei Oberbürgermeiſter⸗Candidaten außer Berückſichtigung laſſen müßte, was 
gegen die Abſicht der Verſammlung gehe. Dieſe und ähnliche Motive wur⸗ 
den auch in das Schreiben aufgenommen, welches die Verſammlung an die 
königliche Regierung in Wiesbaden als Antwort auf die abermalige Auffor⸗ 
derung zur Wahl richtete. Daſſelbe ſchließt: „Möchte unter dieſen Verbält⸗ 
niſſen die königliche Regierung geneigt ſein, die Entſchließung Sr. Majeftät 
des Königs aber die Ernennung des erſten Bürgermeiſters herbeizuführen.“ 
Auch dieſe Faſſung des Schreibens rief eine längere Debatte hervor, indem 
man vorſchlug, am Schluſſe zu ſagen: „Dieſe Motive machen es uns zur 
Pflicht, die Entſcheidung Sr. Majeftät des Königs 9 Aber 
die Majorität ſprach ſich für die Abfaſſung aus, wie ſie Dr. Rainganum vor⸗ 
legte. — Am Schluſſe der Sitzung beſchäftigte ſich die Verſammluag mit der 
Wahl von 156 Schöffen und 50 Erſat⸗Schöffen zur Ausübung ar Function 
beim Polizeigericht vom nächſten 1. Januar an. (N. Pr. Z.) 


Nürnberg, 15. December. [Die Papſt⸗Adreſſe und die 
Soldaten.] Am letzten Sonntag wurden die hier garnifonirenden 
Soldaten katholiſcher Confeſſtion, wie gewöhnlich jeden Sonn⸗ und 
Feiertag, zur Kirche geführt. Als der Gottesdienſt beendigt war, ſtellte 
der eben functionirende Kaplan an den für den Kirchgang comman⸗ 
dirten Offizier das Anſinnen, die Soldaten in die Sacriſtei zu befehlen, 
um dort die aufliegende Papſt⸗Adreſſe zu unterſchreiben. In richtiger 
Würdigung feiner Stellung entgegnete jedoch der Offizier, er habe wohl 
Weiſung, die Soldaten in die Kirche zu begleiten, nicht aber, ſie zur 
Unterzeichnung einer Adreſſe an den Papſt zu commandiren. | 


Defterreich — 
Wien, 17. Dec. [Handels politiſches.] Die heutige „Preſſe“ 
ſchreibt: Die officielle Entlaſſung Mecklenburgs aus dem Vertrage mit 
Frankreich werde eine ſofortige Wiedereröffnung der handelspolitiſchen 
Unterhandlungen zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein ermöglichen. 
Die Tariffrage fei zwar noch nicht vollig geordnet, die preußiſche Res 
gierung habe aber ausdrücklich erklärt, es ſei nicht möthig hierauf zu 
warten, um die Verhandlungen mit Oeſterreich wieder aufzunehmen. 
Br N u 51 a n d. 

# St. Pe urg, 14. Decbr. [Die T ' 
und die Verwarnung der 2 1 
Hellwig. — Der Nothſtand in Finnland. — Kalender⸗ 
freiheit] Obgleich die Verhandlungen der Commiſſion zur Durchſicht 
des Zolltarifs noch immer von tiefem Stillſchweigen umgeben find, läßt 
ſich doch aus der zunehmenden Unruhe der Protectioniſten darauf ſchlie⸗ 
ßen, daß die Dinge nicht ganz nach ihrem Sinne gehen. Die telegra- 
phiſch nach allen Weltgegenden verkündete dritte Verwarnung und vier⸗ 
monatliche Suspenſion des Hauptorgans derſelben, der Akſakowſchen 
„Moskwa“, hat natürlich große Senſation gemacht und zu Klagen über 
Unterdrückung der Intereſſen der nationalen Induſtrie Veranlaſſung ge? 
geben. Veranlaßt wurde dieſe Maßregel aber nicht ſowohl durch frei⸗ 
händleriſche Abſich en der Regierung, als durch die Keckheit, mit welcher 
Herr Iwan Akſakow ſeinen alten Gegner, den Miniſter des Innern, 
herausgefordert hatte; ſeit Walujew im Amte iſt, iſt es nunmehr das 
dritte Mal, daß er die publiciſtiſche Thätigkeit des Führers der Sla⸗ 
wophilenpartei gewaltſam unterbrochen hat. Da dieſer Letztere mit einer 
ſehr einflußreichen ehemaligen Hofdame der Kaiſerin verheirathet if, wird 
es an neuen Befeindungen des Miniſters nicht fehlen; hat derſelbe doch 
durch die auf Wunſch des franzoſiſchen Geſandten vorgenommene Ber: 
warnung des „Golos“ und durch den bekannten Artikel der „Nordlſchen 
Poſt“ über die Oſtſecprovinzen den Haß der Nationalpartei auf ſich ge⸗ 
zogen. Seit der Staatsſecretär Miljutin (der Bruder des Kriegsmini⸗ 
ſters und frühere Miniſter für Polen) in Folge eines Schlaganfalls 
dienſtunfähig geworden ift und als Prätendent auf den Poſten des Mi⸗ 
niſlers des Innern nicht mehr in Betracht kommt, ſcheint Walufew’s 
früher ziemlich unſichere Stellung unangreifbar geworden zu ſein. — 
Gemäß ihrer Maxime, immer „über den Parteien zu ſtehen“, d. h. mit 
der einen Hand zu nehmen, während die andere giebt, hat die Regie⸗ 
rung übrigens gleichzeitig mit der Suspenſion der „Moskwa“ den 
Wünſchen der Protectioniften eine Conceſſion gemacht, und das Geſuch 
des Moskauer Handels conſeils wegen Aufrechterhaltung des alten Tarifs 
bis zum 1. Jan. 1869 in zuſtimmendem Sinne beantwortet. Wie ich 
glauben mochte, wäre der gegenwärtige Zeitpunkt für Schritte der deut⸗ 
ſchen Induſtriellen zu Gunſten einer Tarifherabſetzung nicht ungeeignet; 
allerdings dürfte mit denſelben nicht länger gezögert werden, da die 
Commiſſion nur noch zwei Monate nach Beſchluß der Weihnachtsferien 
tagen und ihre Arbeiten bis zum 20. Februar neuen Styls beenden 
ſoll. — Wie der in der Regel ſehr gut unterrichtete Börſen⸗Correſpon⸗ 
dent der „Most. Z.“ wiſſen will, Haben die Verhandlungen des Finanz⸗ 
miniſteriums mit dem preuß. Zolldirector Hellwig wegen Erleichterung 
des Grenzverkehrs bereits ihren Anfang genommen, und iſt man von 
beiden Seiten eifrig beſtrebt, zu einem günſtigen Reſultate zu kommen; 
als Vorbedingung defielden ſieht auch das Moskauer Blatt die Herab⸗ 
ſetzung einzelner Zarifpofitionen an, deren Aufrechterhaltung den Schmuggel 
zur Nothwendigkeit machen würde. Die Ankunft dieſes preuß. Beamten 
war es übrigens ganz beſonders geweſen, welche die „Moskwa“ zu Aus⸗ 
fällen gegen die Pflchtvergeſſenheit des Finanzministers gereizt halte. — 
Der Nothſtand in Finnland hat, wie Privatbriefe melden, eine wahr: 
haft grauenhafte Höhe angenommen, und an dem Hungertyphus einen 
fürchterlichen Genoſſen gefunden. An den Heerſtraßen der nördlichen 
Hälfte des Gouvernements Abo ſieht man allenthalben friſche Leichen 
liegen, ganze Bauergehöfte ſtehen leer und ſelbſt die Baumrinde gilt für 
eine Nahrung, deren nicht Jeder thellhaft werden kann. Die Thätigkeit 
der in den bedrohten Diſtricten niedergeſetzten Hilfs⸗Comite's iſt längſt 
nicht mehr ausreichend, da ſechs aufeinander folgende Nothſahre alle 
vorhandenen Capitalien aufgezehrt und ſelbſt wohlhabende Bauern an 
den Bettelſtab gebracht haben. Der frühzeitige Eintritt des ſtrengen 
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ltere hat ſelbſt das ärmlche Surrogat des Brotes, das Mood, mit 
Eels und Schnee bedeckt, und fo iſt es natürlich, daß die Verbrechen 
unaufhörlich zunehmen und alle Gefängniffe überfüllt find. Die ſchwerſte 
Zeit, das Frühjahr, ſteht noch bevor, und ſchon gegenwärtig fürchtet 
man, es werde in dem groͤßten Theil des Großfürſtenthums an der 
nöthigen Ausſaat fehlen. — Wir erfreuen uns in dieſem Jahre zum 
erſten Male der Kalenderfreiheit, d. h. das bisher zu Gunſten der Aka⸗ 
demie der Wiſſenſchaften beſtehende Verbot der Herausgabe privater Ka⸗ 
lender iſt außer Kraft geſetzt und der Büchermarkt demgemäß mit neuen 
Kalendern überſchwemmt worden. Der eleganteſte derſelben, mit den 
Portraits ſämmtlicher Miniſter geſchmückt, iſt bei Hoppe und Kornfeldt 
erſchienen und enthält — charakteriſtiſch genug — eine im panſlaviſti⸗ 
ſchen Sinne geſchriebene Abhandlung über die Südſlaven und ihre Be⸗ 
deutung für die orientalifche Frage, aus der Feder Piſſarmoskis. Die 
Serben werden in derſelben aufgefordert, mit Rußland ein Bündniß zu 
ſchließen, die Rolle eines ſlaviſchen Piemont zu übernehmen, alles Ser: 
benland und Bosnien zu annectiren und die Fahne ſlaviſcher Freiheit 
den übrigen türkiſchen Slaven voranzutragen! 


Amerika. 


Newyork, 30. Novbr. [General Grant's Depofitionen] 
in der Unterſuchung des Anklage⸗Comite's gegen den Präſidenten haben 
nicht wenig dazu beigetragen, feine Poſition als Präſtdentſchafts⸗Can⸗ 
didat zu befeſtigen. Die Offenheit und Gradheit, womit der General 
erklärt, er habe allerdings manche Amneſtiegeſuche befürwortet und konne 
nicht einſehen, daß es ein Hinderniß zur Begnadigung bilden ſolle, wenn 
ein Mann General in den Südſtaaten geweſen ſei oder jährlich 20,000 
Dollars Einkommen habe, erwirbt ihm die Gunſt aller Gemäßigten, 
während ſelbſt die entſchiedenſten Republikaner an ſeiner Haltung dem 
Präfidenten gegenüber kaum etwas auszuſetzen vermögen. 

In Betreff Stanton's!] hat ſich der Congreß einſtweilen be: 
gnügt, die Correſpondenz zu verlangen, und man ſcheint mehr Eile zu 
haben, den abgeſetzten Diſtricts-Commandeuren das Wort zu reden, als 
die Portefouille⸗Angelegenheit zu verhandeln. 

[General Butler] hat das Repräſentantenhaus zwei Tage mit 
feinem Papierzahlungs⸗Projeet aufgehalten, ohne ein neues Argu⸗ 
ment dafür vorzubringen und ohne die geringſte Unterſtützung zu finden. 

Gegen ihn erboben ſich Männer aller Parteien, Republikaner wie De⸗ 
mokraten. Von den Letzteren einer, Brooks (Stadt Newyork), deutete 
darauf hin, daß er zur Zeit der 5—20 Anleihe⸗Bill ausdrückliche Baar: 
zahlungs⸗Erklärung beantragt habe. Die Zurücknahme ſeines Amende⸗ 
ments ſei erfolgt, weil die Republikaner ihm einwarfen, Abzahlung in 
Gold ſei ja ſelbſtverſtändlich. a 

[Feniſches.] Am 28. d. M. feierten die biefigen Fenier das Andenken 
der in Mancheſter Hingerichteten durch eine große Trauerproceſſion, an 
der einige 5000 Icländer Theil nahmen. Die Polizei verweigerte eine Escorte, 


weil die Demonſtration zu Ehren der Mörder eines Polizeimannes gehalten 
werde. Der Gedanke, daß es den Feniern vielleicht einfallen könne, ſich von 


dem König Theodor von Abyſſinien Caperdbriefe gegen England ausſtellen 
m laſſen, ift vor Kurzem ſchon erwähnt worden. Damit im Zuſammenhange 
cheint eine Reſolution 


r n zu ſtehen, die, im Senate beantragt, ſtricteſte Neutras 
lität ſeitens der Vereinigten Staaten in dem bevorſtehenden Kids Englands 
mit Pa ian 25125 ausſpricht. 
1 ama⸗ Angelegenheit] wird in 
bon dem Congreſſe beraten 3 ] auch in nächſter Zeit wieder 
e ned Eine eben dem Repräſentantenhauſe vorgelegte Bill 
fordert von kommendem Juli Einlöiung des Papiergeldes und der Na 
tional⸗Banknoten in Gold. Außerdem ſoll von Januar ab alles Gold, was 
‚über den Betrag von 75 Mill. Doll. im Schatze liegt, verkauft werden. Bis 
jetzt iſt die Bill noch nicht zur Discuſſion gekommen. 
[Aus den Säpftaaten] berichtet man General Hancocks Ankunft auf 
ſeinem Poſten in New⸗Orleans. Er begann ſeine Thätigkeit mit einem Be⸗ 
ehl, worin er die Aufrechterhaltung der Redefreiheit, Geſchworenengerichte 
2 88 nn 3 ſollen nur dann vor 
Iböfen den rran * i i i 5 
b — am zung haben, wenn die 4 es lockt vernach 


läſſigen oder die A t reiten. 1 
been eine Drbre, die Die Bes iche Welder a Nerd bee 
erworfen. 


A. A. C. Newyork, 3. Dec. [Aus der Botſchaft des Prä⸗ 
fidenten] iſt zur Ergänzung der bisherigen telegraphiſchen Mittheilun⸗ 
gen noch Folgendes nachzutragen: 

Gleich in der Einleitung beklagt der Präſident, daß die bald nach 
dem Kriege lebendig gewordenen Hoffnungen auf einen ſchnellen und 
gedeihlichen Wiederaufbau der Union ſich nicht beflätigt haben. Auch 
etzt noch könne er in feiner Botſchaft nichts erwähnen, was erfreulichere 
e eroͤffnen würde. 

„Im Gegentheil, fährt der Präſident fort, Aufrichtigkeit zwingt mich zu 
der Ecllarung, daß es zur Stunde keine Union im Sinne unſerer Väter 
‚giebt, noch in dem Sinne, wie fie dieſelbe von uns verſtanden wiſſen wollten. 
‚Die von ihnen errichtete Union kann nur dann vorhanden fein, wenn alle 
dazu gehörigen Staaten Vertreter zu beiden Häuſern des Congreſſes geitellen, 
wenn der eine Staat ſo frei wie der andere iſt, ſeine inneren Angelegenheiten 
nach feinem eigenen Gutbefinden verwaltet und wenn die Geſetze der gemeins 
ſamen 1 ſich ſtreng auf Fragen der National⸗Gerichtsbarkeit 
beſchränkend, dieſelbe Kraft für das Volt jeder Section beſitzen. Union und 
Conſtitution find untrennbare Dinge. Wird eines zerftört, müſſen beide unter» 
geben. Ohne Gehorſam können wir nur fortgefegten Miſſethaten gegen das 

echt der Perſon, unaufhörlichen Friedensſtörungen, nationaler Schwäche, 
nanzieller Unebre, dem gänzlichen Ruin unſeres Wohlſtandes, allgemeiner 
ittenverderbniß und der ſchließlichen Unterdrückung der Volksfteiheit ent 
gegenſehen. Unſer Vaterland vor jo entſetzlichem Unglack zu bewahren, ſoll⸗ 
ten wir doch immer wieder von Neuem die Hand ans Wert legen, damit ber 
Wiederaufbau der Union zu einer Wahrheit werde. Ohne Conſtitution find 
wir nichts, aber mit und durch die Conſtitution ſind wir das, wozu ſie uns 
macht. Wir mögen an der Weisheit des Geſetzes zweifeln, feine Ausſprüche 
nicht für richtig anerkennen, aber wir können es nicht aus dem Grunde allein 
verletzen, weil es unſere Macht etwas mehr einzwängt, als uns lieb iſt. Es 
iſt nicht eine Frage für das Individuum, noch für eine Klaſſe oder ein par⸗ 
keulares Intereſſe, viel weniger noch eine Streitfrage über Banreibericaft, 
ſondern eine Sache der Pflicht, einer hohen Pflicht, einer heiligen Pflicht, 
u deren Erfüllung wir uns eidlich verpflichtet haben. Können wir die Con: 
titution nicht mit der freudigen Bereitwilligkeit unterſtützen, wie Diejenigen 
thun, welche derſelben mit Liebe und Zuverſicht anhangen, jo waſſen wir ihr 
doch die Pflichttreue von Staatsdienern bewahren, die unter feierlichen Ver⸗ 
Wer und Geboten zu handeln haben, denen fie keine Mißachtung ers 

eijen dürfen.“ 

Ueber die von ihm als verfaſſungswidrig bezeichnete Recon⸗ 
ſiructionggete äußerte der Präſident: 

5 ßerte der P 1 

„Willtarliche Maßregeln wechſeln oft, aber im Allgemeinen nur zum Schlim⸗ 
mern. Die Bahn des Despotismus hat keine Haltepläzze. Pauſen in der 
Ausübung der Gewalt geben dem Volke kein Sicherbeitsgefühl und Staaten, 
die noch frei find, konnen im Moment wieder gefeſſelt werden: denn wenn 
die Conſtitution nicht Alle beſchutzt, dient ſie Niemandem zum Schuß.“ 

Die Frage über das Wahlrecht der Neger veranlaßte den Prä⸗ 
fidenten zu einem eindrucksvollen Bilde der Zuflände in den ehema⸗ 
ligen Sklavenſtaaten. Keine Selbſtregierung fei je in Händen der Neger 
zu Gedeihen gelangt, denn, wenn ſie lediglich ihren eigenen Eingebun⸗ 
gen überlaſſen blieben, fielen fie in Barbarei zurück. Deshalb verweile 
er nach wie vor auf die großen Gefahren, welche von einer Ausdeh⸗ 
nung des politiſchen Wahlrechts auf Neger erwartet werden müßten. 

Die Geſellſchaft im Süden ift durch den Krieg zerſtückelt worden. Fleiß 
muß die Fundamente wieder herſtellen, Gerechtigkeit vor Recht und Geſetz 
wieder zur Geltung gelangen, der öffentliche Credit aufrecht erhalten und Un⸗ 
mie Ordnung umgewandelt werden. Keine der Gefahren, welchen 
3 ation bisher begegnet ift, käme derjenigen gleich, welche ſich einſtellen 
würden, falls es gelingen ſollte, unfer halbes Vaterland zu afrikaniſiren.“ 

m weiteren Verlaufe legte der Präfident den Ton darauf, daß 


die Kosten jener „Reconſtruckion“ in den Süpftaaten, wie der Congreß 


\ RN 


* 


W r 
ſie für gut befinde, wegen Erhaltung 
wie vor Millionen erfordern würden. 

Ueher das Verhältni 
ſagt die Botſchaft; 


„Es iſt eine wichtige Frage, wie weit die Pflicht des Präſidenten, die 


Conſtitution zu erhalten, zu ſchützen und zu vertheidigen, erfordert, daß er 
einem ene en Ute des Congreſſes ſich widerſetze. Iſt einmal 
eine Acte der oberſten legislativen Autorität in verfaſſungsmäßiger Form zu 
Stande gekommen und ordnungsmäßig unter die Staatsgeſetze aufgenommen, 
fo könnte ein Widerſtand ſeitens der Executivgewalt zur Zeit erhitzter Partei⸗ 
Fehden zu heftigem Zuſammenſtoß zwiſchen den Anhängern der bei⸗ 
den Factoren ver Regierung Anlaß geben. Das wäre ſchlechtweg Bürgerkrieg 
und zum e 2 77 man nur ſchreiten, wenn er als ußerſtes Mittel 
gegen das ſchlimmſte Uebel erfordert wird. Alle Anreizungen, welcher Art 
auch immer, ſollten auf das Sorgfältigſte vermieden werden. Ein treues und 
gewiſſenhaftes Oberhaupt wird ehrlichem Irrthum viel nachſehen, auch Man⸗ 
ches ſogar boshafter Feindſeligkeit verzeihen, bevor es zu einer Unterbrechung 
des öffentlichen Friedens ſchretet. Er wird keine Gewaltmaßregeln anwen⸗ 
den, oder etwas thun, was deraleichen vorbereiten könnte, ſo lange friedfer⸗ 
tige Mittel für ihn und ſeine Mandatgeber noch offen bleiben. Es iſt wahr, 
daß Falle eintreten können, welche die Executive zum Feſthalten am Rechte 
ohne jede Rückſicht auf die Folgen nötbigen. Nimmt der Congreß eine Acte 
an, die ſich zwar nicht in handgreiflichem Conflict mit der Conſtitution befin⸗ 
det, aber bei der Ausführung dem organiſchen Bau der Regierung ſofort un⸗ 
haltbaren Schaden zuzufügen droht, und ſollte ſich kein gerichtliches Gegen⸗ 
mittel gegen die Übelften Folgen an die Hand geben, noch das Volk die 
Kraft des Selbſiſchutzes beſitzen, ohne — daß ihm fein erwählter Vertheidiger 
zu Hilfe komme — wenn z. B. das Legislative Departement durch eine Acte, 
wie ſehr auch ſonſt im Einklang mit der geſetzlichen Form, die Coordinirung 
der Regierungs⸗Departements befeitigen will, „dann muß der Präſident 
die hoͤchſten Amtspflichten feiner Verantwortlichkeit auf ſich 
nehmen und das Leben der Nation auf alle Gefahr hin retten. 
Unter dieſe äußerften Fälle iſt jene Reconſtructions⸗Acte noch nicht zu zäb⸗ 
len, obwohl fie fo berfaſſungswidrig iſt, als irgend wie nur gedacht werden 
kann. Aber das Volk iſt nicht ganz wehrlos in dieſem Falle, nicht völlig der 
Setbſtvertheidigung beraubt. In allen Nordſtaaten hat das Volk noch das 
heilige Recht der Wahl durch Ballot in der Hand und man kann mit pöl⸗ 
liger Gewißheit annehmen, daß das Volk zur rechten Zeit zur 
Rettung ſeiner Inſtitutionen ſich einfinden wird. Es gereicht 
mir zum Vergnügen, hinzuzufügen, daß der Appell an unſere gemeinſamen 
Mandatgeber nicht erfolglos geweſen und mein Vertrauen in ihre Klugheit 
und Bürgertugend nicht ungerechtfertigt geblieben iſt.“ 

Ueber die Finanz⸗Unterſchleife heißt es: 

Es iſt aller Welt bekannt, daß Betrügereien von ungeheurem Umfange 
gegen das Schatzamt verübt worden, und daß auf Koſten des Fiskus coloſſale 
Vermögen gemacht find. Dieſe Art der Corruption iſt in Zunahme begriffen 
und wird, falls nicht Abhilfe geſchieht, uns bald totalem Ruin und 
großer Schmach entgegenfübren. Staatsgläubiger und Steuerzahler 
haben daſſelbe Intereſſe an einer ehrlichen Finanzverwaltung und Keine 
dieſer Kategorien kann auf die Länge dieſe unerſättliche und 
maſſenhafte Plünderung aushalten. Für dieſen Zustand, der uns 
keine Ehre macht, giebt es mehrere Urſachen. Einige Steuerauflagen verlocken 
unwiderſtehlich zur Umgehung der Bezahlung. Die großen Summen, welche 
Beamte für ihre Begünſtigung des Betruges erhalten, haben etwas in ſo hohem 


Grade Verführeriſches, daß die Tugend vieler Leute dem nicht widerſtehen 


kann. Ohne allen Zweifel hat die offenkundige Mißachtung der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Pflichten, wie eine ſolche von den höͤchſten 
und einflußreichſten Männern des Leudes zur Schau getragen wird, 
das moraliſche Pflichtgefühl der Unterbeamten bedeutend geſchwächt. 

„Die Vollmacht des Präſidenten zur Anſtellung und Abſetzung 
der Beamten“ bildete das nächſtfolgende Thema der Botſchaft. Es 
wird darin erklärt, daß ohne ſolche Machtausübung der Präfident nicht 
für eine treue Ausführung der Geſetze ſorgen könne. Boͤſer Wille eines 
Beamten wachſe gewöhnlich im Verhältniß, als die Ausſicht auf Straf⸗ 
loſtgkeit für den Delinquenten fi vermehrt. Die Verfaſſung verleihe 
dem Präfidenten das Recht darüber zu entſcheiden, ob in einem gege⸗ 
benen Falle eine Amtsentſetzung ſtattfinden ſolle, aber die Congreßacte 
wolle ihm im Weſentlichen nur das Recht der Beſchwerde und Anſchul⸗ 
digung einräumen, und er habe gleichſam als Ankläger ſich an ein 
Tribunal zu wenden, deſſen Mitglieder nicht wie er ſelber dem ganzen 
Volke gegenüber ſich zu rechtfertigen haben, ſondern nur einer beſtimmten 
Zahl von Mandatgebern verantwortlich ſeien. Ohnehin konne Zeitver⸗ 
ſäumniß, eine Verzögerung unberechenbares Unglück verurſachen. 

„Es iſt nicht Theorie der Regierung, daß die öffentlichen Aemter das 
Eigenthum ihrer Inhaber ſeien. Sie ſind lediglich Vertrauenspfänder zum 
Zweck der Beförderung der öffentlichen Wohlfahrt, mitunter für eine beſtimmte 
Periode, mitunter nur für die Dauer guten Verhaltens verliehen, aber im 
Allgemeinen dem Gutbefinden derjenigen Macht unterworfen, die zu Aemtern 
beruft und als Geſammt⸗Majeſtät den Willen des Volkes ausſpricht.“ 

Die Gründer der Conſtitution hätten auch dem Staatsoberhaupte 
in dieſer Beziehung wohlweislich freie Hand gelaſſen, und ein wenig 
Nachdenken müſſe alle wahren Freunde des Vaterlandes zu der Ueber⸗ 
zeugung führen, daß keine beſſere Bahn als die unter Führung der Ver⸗ 
faſſung eingeſchlagen werden koͤnne, um den Geſetzen zu gehorchen, 
welche durch den feſten Gehorſam ihrer großen Vorfahren geheiligt ſeien. 

Ueber die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu 
den auswärtigen Mächten lautet die Botſchaft höͤchſt friedlich. 

Es beſtehe ein gutes Verhältniß zwiſchen der Regierung und den Republi⸗ 
ken von Hayti und St. Domingo und ebenſo feien die Beziehungen zu Central 
und Südamerika durchaus befriedigend. Das Anerbieten der „guten Dienſte“ 
der Regierung, die Uebereinſtimmung mit der Reſolution des Congreſſes, zur 
Herbeiführung eines Friedens zwiſchen Braſilien und feinen Alliirten einer⸗ 
ſeits und Paraguay andererſeits, ſowie zwiſchen Chili und Spanien, ob⸗ 
gleich freundlich aufgenommen, iſt von keinem der Kriegführenden völlig accep⸗ 
tirt worden. Der Krieg in dem Panama⸗Thale wird noch immer fortgeführt. 
Brafilien habe mit ſtaalsmänniſcher Weisheit den Amazonenſtrom mit feinen 
Nebenfläſſen dem Weltverkehr geöffnet und für die Wohlfahrt Südamerikas 
ſei nur Eins nothwendig — Stiede⸗ 

In Betreff der naturaliſirten Bürger heißt es wortlich: 

„Die Annectirung vieler kleinen Staaten Deutſchlands an Preußen und die 
Reorganiſirung jenes Landes unter einer neuen und liberalen Conſtitution 
haben mich veranlaßt, die Bemühungen zu erneuern, eine gerechte und prompte 
Erledigung der ſchon lange ſchwebenden dexatoriſchen Frage bezüglich der An⸗ 
ſprüche answärtiger Staaten auf den Militärdienſt ihrer in den Vereinigten 
Staaten naturaliſirten Unterthanen, zu erlangen.“ 

„In Verbindung mit dieſer Angelegenheit wird die Auſmerkſamkeit des 
Congreſſes auf einen eigenthümlichen und Verlegenheiten bereitenden Conflict 
der Geſetze hingelenkt. Die Executivbehörde der Regierung hat ſeither durch⸗ 
gängig dafür gehalten und iſt auch noch der Anſicht, daß die Naturaliſation 
in Uebereinſtimmung mit der Conſtitution und den Geſetzen der Vereinigten 
Staaten, die der Natural ſation theilhaflig werdenden Perſonen von dem Unter⸗ 
thanen⸗Eide ihres Geburtslandes entbindet. Die Gerichtshöfe Großbritanniens 
balten den Unterthanenverband zur britiſchen Krone für unveräußerlich und 
durch unſere Naturaliſationsgeſetze nicht aufgehoben. Britiſche Richter beziehen 
ſich auf die Ausſprüche der Gerichtshöfe und der geſetzlichen Behörden der 
Vereinigten Staaten zur Unterſtützung jener Theorie im Widerſpruch gegen 
die Stellung, welche die Executivbehörde der Vereinigten Staaten zu dieſer 
Frage einnimmt. Dieſer Conflict verwirrt die off ntliche Meinung hinſichtlich 
der Rechte der nationaliſirten Bürger und ſchwächt unſere nationale Autorität 
dem Auslande gegenüber. Ich habe in meiner vorletzten Botſchaft auf dieſen 
ng aufmerkſam gemacht und appellixe jetzt noch einmal an den Con⸗ 
greß um eine beſtimmte und unzweideutige Erklärung des nationalen Willens 
über dieſe wichtige Frage.“ 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Paris, 19. Dechr, Der „Moniteur“ bringt ein Circular des 
Pariſer Poligei-Präfidenten an die Commiſſäre, welches die neuerdings 
ausgeſprochene Anſicht der Journale zurlickweiſt, daß die Polizel aus 
eigener Machtvollkommenheit nur ſolche Verbrecher verhaften dürfe, 
die ein vor das Schwurgerichte gehöriges Verbrechen verüben. 


eines ſarken fiebenben teres nach Das Giteulär führt aus, daß b Ph 
haben, alle in flagranti ergriffenen Verbrecher, ſowie alle Ruheſtörer 


ß des Präſidenten zum Congreß Die Beamten ſollen bei 


+ 
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de Commiflire Recht 


zu verhaften und den Behörden vorzuführen. 
der Ausführung ihrer Amtopflichten mit Hingebung für das Allgemein⸗ 


geſetzlichen Formen vorgehen. 


Literariſches. 

G. Für die Jugend. In Hugo Kaſtner's Verlag in Berlin erſchienen 
von Ferdinand Schmidt in 4. Auflage: Maiblumen. Kleinere Erzäh⸗ 
lungen und Märchen. Mit Illuſtrationen in Farbendruck von G. Bartſch; 
Epheuranken. Erzählungen und Märchen. Mit Jluftrationen in Farben⸗ 
druck von G. Bartſch; Georg Waſhington. Ein Lebensbild für Jung und 
Alt. Mit Holzſchnitten von E. Rhode; Goldregen. 
Märchen. Mit Illustrationen in Farbendruck von G. Bartſch. Ferdinand 
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wohl, ſowie ruhig, gemäßigt und in gewiſſenhafteſter Beobachtung der 


Erzählungen und 


Schmidt iſt einer unſerer beſten Jugend» und Volksſchriftſteller und die vor⸗ 


liegenden Schriften bekunden dies. 

Im Verlage von Alfred Oehmigke zu Neu⸗Ruppin erſchün gleichfalls eine 
treffliche Jugendſchrift, der wir recht viele Leſer mit vollem Recht wünſchen: 
Ein preußiſcher Hoch⸗Sommer oder fünf wackre Brüder. Eine patriotiſche 
Erzählung aus dem Kriege gegen Oeſterreich und deſſen Bundesgenoſſen im 
Jahre 1866. Für die deutſche Jugend von Carl Ludwig. f . 


Das 123. Stück der Geſetz⸗ Sammlung enthält unter Nr. 6931 die Ver⸗ 
ordnung, betreffend die Organifation der oberen Harzverwaltung in der Pro⸗ 
vinz Hannover, vom 9. November 1867; unter Nr. 6932 die Beſtätigungs⸗ 
Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Stargard⸗Poſener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, vom 16. November 1867; unter Nr. 6933 den allerhöchſten 
Erlaß vom 22. Novemher 1867, betreffend die Genehmigung des rebidirten 
Regulativs über die Beleihung des nicht incorporirten ländlichen Grund⸗ 
eigenthums im Bereiche der Nelciien Landſchaft; unter Nr. 6934 den 
allerhöchſten Erlaß vom 22. November 1867, betreffend die Regelung 


Nr. 6935 die Bekanntmachung, betreffend die landesherrliche Genehmigung 
eines Zuſatzes zu Artikel 39 der Verfaſſung der Berliniſchen Lebens⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaft, ſowie eine Abänderung des allerh. Erlaſſes vom 31. Mai 
1862 (G.⸗S. 1862, S. 213), vom 29. November 1867; und unter Nr. 6936 
die Bekanntmachung, betreffend die allerh. Genehmigung eines Nachtrages zu 
dem Statute der pommerſchen Hypotheken⸗Actien⸗Bank zu Cöslin, dom aten 


Provinzial-Beitung. 


— w. Breslau, 16. Dec. [General⸗Verſammlun 


des St. Vin⸗ 


fand geſtern Abend 5 Uhr im Hötel de Silesie die trotz des fürchterlichen 
Wetters ſehr zahlreich beſuchte General⸗Verſammlung des St. Vincenz von 
Paul⸗BVereins ſtatt. Eröffnet wurde die Verſammlung mit Gebet und Leſung, 
welche letztere durch Herrn Kaplan Dr. Krawußzki, Präſes der Männer⸗Confe⸗ 
renz von St. Michael, vorgenommen wurde. Danach geſchah durch den Präſes 
der Sand⸗Conferenz, Herrn Regiſtrator Bergel, die Vorleſung des Protokolls 


nen 
neu beigetretenen Mitglieder verkͤndeten. Hierauf ergriff Herr Canonicus 
Dr. Sauer das Wort, um als General⸗Präſes die neuen Mitglieder zu be⸗ 
grüßen und mit Freuden zu verkünden, daß im Laufe des derfloſſenen Ver⸗ 
einsjahres acht neue Conferenzen entſtanden ſind. Sodann ſtatteten die Präſi⸗ 
denten der Conſerenzen ihre Rechenſchaftsberichte ab und brachten zum Theil 


Wir vernahmen außer den Referaten der einzelnen Parochial⸗Vereine Genaue⸗ 
tes über die „Frauen vom guten Hirten“, die in dieſem Jahre Corpo⸗ 
rationsrechte erhalten haben und gegenwärtig von 26 aufgenommenen Büße⸗ 
tinnen noch 19 beherbergen. Weiter hörten wir Berichterſtattungen über die 


Klein⸗Kinderbewahranſtalten, den Verein zur Unterbringung derwahrloſter 


Kinder, den Lehrlings⸗ und Geſellen⸗Verein. Beſonders anſprechend war der 
Vortrag des Referenten des in dieſem Jahre erſt in's Leben getretenen Vereins 
Br Verbreitung guter Schriften, Herrn Dr. Speil. 
chiedenen Inhalts ſind ſeit der kurzen Zeit ſeines Beſtehens bereits in Um⸗ 
lauf geſetzt worden, davon die Hälfte auf die Stadt Breslau, die andere auf 
die Provinz entfällt. — Am Schluſſe endlich ergriff Herr Fürſt⸗Biſchof 
Dr, Förſter das Wort, um nach einer Auseinanderſetzung der welts 


lichen und kirchlichen Wohlihätigteit, von denen die erſtere gewöhnlich ohne . 


Herz, die letztere aus reicher Herzensliebe gewirkt wird, den anweſenden älteren 
Männern das Wort zu reden und ihnen zu zeigen, wie die Wohlthätigkeit 
in höheren Lebensjahren einen neuen Lebensfrühling wachruft und einen ſchönen 
Uebergang in's ewige Vaterhaus bildet; dann aber, um auch der Jünglinge 
zu gedenken, die in ihrer Jugend ſchon wohlthätig, es auch bis in's Alter 


bleiben werden, endlich beſonders die Jungfrauen und Frauen als die eigente 


lichen Töchter des h. Vincenz von Paul hoch zu preiſen. — Mit dem biſchöf⸗ 
lichen Segen wurde gegen 7 Uhr die feierliche Verſammlung beendet. Unter 
den Anweſenden hatten wir noch die Domherren Dr. Künzer, Peſchke 
Gleich, Klopſch, ſowie die Herren Profeſſor Dr. Gitzler, Conſiſtoria 
Dittrich u. a. m. bemerkt. 


> [Dr. Mar Karow! gab uns in feiner ſiebenten Vorleſung ein 
Bild vom Leben und Dichten des größten portugieſiſchten Dichters Luiz de 
Camoes, geſtützt auf neue Quellenfunde, insbeſondere auf die britiſche Ausgabe 


ſämmtlicher Werke des unſterblichen Sängers, welche der Visconde de Zus 


romenha vor Kurzem begonnen, und die er mit einem achten Bande zum 
Abſchluſſe bringen wird. Der Raum einer politiſchen Zeitung geſtattet uns 
nicht, aus dem reichen und meiſt gänzlich unbekannten Matertale, deſſen 
Sichtung nur den Wenigen möglich, welche zu den Quellen ſelbſt herabzu⸗ 
ſteigen vermögen, einen auch nur 41 Umriß zu geben. Das rüh⸗ 
rende Widerſpiel von Dichter und Gedicht, jenes alte Künſtlerſchickſal, das 
ſich immer wiederholen wird, ſo lange es Schaffende giebt, wurde in inniger 
Weiſe dargelegt und bewieſen, wie die „Luſiaden“ ein Weltgedicht und 
der Hauptvertreter des maritimen Epos geworden ſind. Aus den lyriſchen 
Gedichten des Camoes, namentlich aus den Sonetten, theilte der Redner 
theils in eigenen, theils in fremden Ueberſetzungen Proben mit, welche 

dem Schönſten der Poeſie aber Völker anreiden. Am Schluſſe feines Vor⸗ 
trages 5 Dr. Karow an, daß die letzte Vorleſung feines erſten Cy⸗ 
elus, die Wilhelm von Humboldt behandeln wird, am 6. Januar 


1868 ftattfinden werde, und daß er geſonnen ſei, mit dem zwanzigſten 


Januar, alſo gleichfalls Montags, einen zweiten Cyclus bon wiederum 
acht Vorträgen zu eröffnen. \ 


[Ein Obertribunals-Erkenntniß in Wechſelſachen.] In einem 
vor dem Stadt⸗ und Kreisgericht in Danzig in erſter und dem Appellations⸗ 
gericht in Marienwerder in zweiter Inſtanz anhängiger Proceß, ob die Ueber⸗ 
gabe eines Wechsels mit Blancogiro als Ceſſion oder Kauf aufzufaflen, bat 
ih das Ober⸗Tribunal in Uebereinſtimmung mit den Vorerkenntniſſen für 


den Kauf ausgeſprochen und ſagt: Das Blancogiro berechtigt nach Art. 36 


der Allgemeinen deutſchen Wechſelordnung jeden Inhaber des Wechſels — 


cenz⸗Vereins.] Unter dem Vorſitze des Herrn Fürſtbiſchofes Dr. Förſter 


der vorhergegangenen Sitzung, worauf die einzelnen Präſiden der verſchiede⸗ 
erren⸗ und Damen⸗Conferenzen der einzelnen Parochieen die Zahl der 


der Disciplinar⸗Strafgewalt der Univerſitäten Kiel und Marburg; unter 


dabei auch Einzelheiten über die Zuſtände in ihrem Verein zur Sprache. . 


25,000 Broſchüren ver⸗ 


ohne beſondere Förmlichkeit der Uebertragung und insbeſondere ohne Indoſſa⸗ 


ment oder Ceſſion auf ſeinen Namen — zur unbeſchränkten Verfügung über 
den Wechſel, gewährt ihm ſchon mit dem Befipe das Eigenthum daran und 
verleiht dem Wechſel in dieſer Beziehung den Charakter eines Werthpapieres 
auf den Namen des Inhabers, welches nach dem Allgemeinen Landrecht I. 
11, $ 401, wie auch in Betreff der Pfandbriefe in dem Erkenntniß des Ober: 
Tribunals vom 7. April 1848 (Entſcheidungen Bd. 17, S. 154 
30. April 1847 (Archiv far Rechts fälle Bd 1. S. 145) anerkannt iſt, zur 
Uebertragung des Eigenthums keiner Ceſſion bedarf, alſo ais Gegenſtand des 

Kaufes nach deſſen Grundſätzen übertragen und beurtheilt wird. 


[Ertrag der diesjährigen Baumwoll⸗Ernte in den Verei⸗ 
nigten Staaten.] Herr Delmar, der Director des ſtatiſtiſchen Bureau's, 
giebt auf betreffende Anfragen den Beſcheid, daß 
vollſtändig eingelaufenen Berichten der Ertrag auf 1,900,000 Ballen ange⸗ 
geben werde und die officielle Total⸗Schätzung daher nahe an 2,000,000 


betragen werde. Der Director giebt zu, daß von den Beſt⸗Informirten dies r 


als eine zu niedrige Schätzung angeſehen und der Minſmal⸗Ertrag mit 


) und vom 


in den letzten, noch nicht 


rath Paul, nachdem er nur wenige Tag 


\ 
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Infien m en Maar Von being her Graka 


zu unterſchätzen, 
Görlitz, 15. December. [Rath Paul f. — Die Neißbrücke. — 
Plan von Görlitz. — Befeſtigungen von Görlit. — Brettmühle. 
— Straßenanlagen.] Geſtern Mittag ſtarb hier der ältefte Richter am 
hieſigen Kreisgerichte und wohl im ganzen Appellationsbezirke, Kreisgerichts⸗ 
\ e an einer Darmentzündung gelitten 
hatte. Früher Patrimonialrichter, war derſelbe ſeit Aufhebung der Patri⸗ 
monialgerichtsbarkeit Beamter des hieſigen Kreisgerichts und lange Jahre hin⸗ 
durch Vorſigender der Criminal⸗Abtheilung, aus welcher Stellung er auf An⸗ 
weiſung des Grafen zur Lippe entfernt und in die Hypotheken⸗Abtheilung ver⸗ 
ſetzt wurde, als in dem famoſen Preßproceß gegen den hieſigen „Anzeiger“ die 
eiſprechung von der Anklage, der Beleidigung der Liegnitzer Regierung er⸗ 
olgt war. Der würdige Beamte, der im Eriminalfach ergraut war und als 
ſehr tüchtiger Criminaliſt galt, fühlte ſich noch ſo kräftig, daß er in ſeinem 
70. Jahre ſich auf dem ihm neuen Gebiete einarbeitete. Der ehrenvolle Ruf, 
ein Richter altpreußiſcher Art, der kein Anſehen der Perſon kannte und nur 
die Gerechtigkeit im Auge hatte, ein pflichttreuer und humaner Beamter von 
ſeltener Arbeitskraft geweſen zu ſein, folgt dem Verſtorbenen, deſſen plötzlicher 
Tod allgemein betrauert wird. Er war ein Ehrenmann in jeder Beziehung! 
— Die zweite Neißbrücke, welche der Chemiker Dr. Kühnemann projet⸗ 
tirt hat, wird vorausſichtlich nicht ſo bald zur Ausführung gelangen, als ſich 
der Unternehmer und die Unterzeichner einer deshalb an die Regierung in 
Liegnitz gerichteten Petition gedacht haben mögen. Das erſte Project, das 
auf die Herſtellung einer maſſiven Brücke hinauslief, wurde wegen ſeiner 
Koſtſpieligkeit mit einem andern vertaufcht, das ſich mit einer proviſoriſchen 
olzbrücke begnügte. Aber auch das Project hat wieder aufgegeben werden 
müſſen, weil der Magiſtrat die Ueberlaſſung des nothwendigen Terrains auf 
dem linken Neißufer von der Herſtellung einer maſſiven Brücke abhängig 
gemacht hat. Der Unternehmer, der zur Empfehlung „feines, Projects auch 
kürzlich einen Plan von Görlitz mit ſpecieller Berückſichtigung des rechten 
Neiſſeufers herausgegeben hat, hat nun die Vorarbeiten für eine maſſive 
Brücke in Angriff genommen und will den Verſuch machen, die zur Herſtellung 
derſelben nothwendigen Mittel zu beſchaffen. Als Beſiter eines großen Areals 
auf dem rechten Neiſſeufer, das nach Herſtellung der Brücke zu Bauplätzen 
verwendet werden kann, iſt er für die Durchführung des Projects lebhaft 
intereſſirt. — In der Remer'ſchen Buchhandlung iſt eine zweite verbeſſerte 
Auflage des Plans von Görlitz von M. von Wittenburg erſchienen. 
Eine Vergleichung mit der erſten Auflage beweiſt, welche großartigen Fort⸗ 
ſchritte Görlitz in dem letzten Jahrzehnt gemacht hat, vorzugsweiſe im weſt⸗ 
lichen und ſüdlichen Stadttheile, da der faſt eine Viertelmeile lange Bahnhof 
nach dem jetzt genehmigten Plane nebſt dem projectirten Stadtviertel jenſeits 
der Bahn auf dem Plane eingetragen find, ſo wird derſelbe auf lange Zeit 
hinaus brauchbar bleiben, Der Plan iſt mit großer Accurateſſe gearbeitet und 
der Druck in der Weingärtner'ſchen lithographiſchen Anſtalt ſehr ſauber here 
geſtellt. — Zur Erinnerung an die Zeit, wo Görlitz noch eine alte Stadt mit 
Mauern und Thoren war, hat der Maurermeiſter Gock ein hübſches Tableau 
durch die Photographie vervielfältigen laſſen, auf dem die alten Befeſtigungen 
von Görlitz dargeſtellt ſind, welche in den Jahren 1836—1848 abgebrochen 
wurden. Hoffentlich ſind das die letzten Feſtungswerke von Görlitz geweſen, 
denn das ſeit faſt 20 Jahren im Kriegsminiſterium liegende Project, Görlitz 
zu befeſtigen, wird wohl jetzt, wo wir über Sachſen verfügen, nicht mehr zur 
Ausführung kommen. — Die Brettmühle in Neuhammer hat in der 
letzten Stadtverordneten⸗Sitzung noch einmal Anlaß zu einer lebhaften Debatte 
gegeben. Aus Verſehen war der Magiſtrats⸗Antrag der Oekonomie⸗Com⸗ 
miſſion zugegangen, die mit einer Stimme Majorität ſich für die Bewilli⸗ 


gung von 1028 Thaler zur Reparatur der Mühle erklärt hatte. Die Forſt⸗ 


7 Canton Zürich, und 
Buelach abg 


Städteordnung. D. R 


einen 
wein, behufs Beſeitigung 


m welche 


über. An demſelben Tage wird der Erzherz 


fach⸗Commiſſion, der die Berathung zuſtand, hatte dagegen einſtimmig den 
Verkauf der Mühle empfohlen und das Plenum entſchied ſich demgemäß, für 
den Antrag des Magiſtrats erhob ſich Niemand, für den Verkauf Alle. 
Es wurde nachgewieſen, daß auch nach der Reparatur der Mühle ein ange⸗ 
meſſener Ertrag aus der Verpachtung nicht zu erzielen ſei, während bei drm 
Verkauf 3— 4000 Thlr. mit Beſtimmtheit erlöſt werden würden, da zwei Be⸗ 
werber vorhanden wären, die einen Mahlgang anzulegen beabſichtigten und 
deshalb auf die Brettmühle reflectirten. — In der letzten Stadtverordneten⸗ 
Sitzung wurde der Magiſtrat mehrfach wegen Straßen⸗Anlagen interpellirt. 
Zuerſt, weshalb das in der großen Brandgaſſe angekaufte, zum Abbruch 
beſtimmte zweite Haus noch nicht abgebrochen iſt; ſodann, weshalb die ge⸗ 
fährliche r an der Dreiradenmühle noch immer nicht beſeitigt iſt, 
und endlich, warum der Durchgang durch das früher Berndt 'ſche Grundſtück 
wieder geſchloſſen ift. 


Pr ern die alljährliche 


jeeigneten 205 


gung der Verſammlung. In der hierauf folgenden Debatte, bei welcher 
der der Ephorus Veranlaſſung nahm, feine Zufriedenheit mit den Leiſtungen 
der Schulen im Kreiſe au de wurden die mancherlei Mißſtände dar⸗ 


Vermiſchtes. 71 Vervollſtandigung 

der am 4. d. Mts. begonnenen (erſt begonnen? wie lautet denn § 21 der 
. Red.) Stadtverordnetenwahlen beendete die zweite Ab⸗ 

theilung heut ſolche mit der Wiederwahl des Seifenſiedermeiſter Wehow ski. 
— Die Volkszählung ergab einen Perſonenſtand von 14,537. Anſchließend 
an unſeren letzten Bericht können wir nicht umhin, der nunmehr erfolgten 
Conſtituirung des Gewerbevereins Erwähnung zu thun. In einer General ⸗ 
Verſammlung bildete ſich vorige Woche der Vorſtand mit nachgenannten Per⸗ 
ſonen: Kaufmann Bruck, e Apothe li, . Gym⸗ 
nafial-Oberlehrer Dr. Fiebig, Bibliothekar, Buchhändler Förſter, Kaſſenführer, 
Schuldirigent Dr. Ginsberg, Kaufmann Pringsheim und Bürgermeister Erhs, 
— Durch Aufführung der Ouvertüre zu Ruy Blas von Mendels⸗ 

ſohn und zweier Theile der „Jahreszeiten“ (Frühling und Sommer) von 
aydn feierte geſtern Abend der Beuthener Muſikverein fein Stiftungsfeſt. 
ie Leiſtungen des Vereins und noch mehr die rege Strebſamkeit vieler ſeiner 
Mitglieder verdient Anerkennung. Wir müflen es beſonders hervorheben, wie 
die geſtellte Aufgabe, nicht claſſiſche Compoſitionen zur Buflübeung zu brin⸗ 
gen, den Verein bei dem kunſtſinnigen Theil unſeres Publikums in Achtung 
erhält. Der zahlreiche Beſuch der Concerte liefert den beſten Beleg 


© Beuthen OS., 17. Decbe. 


bierzu, 


und bedauern wir, daß vermöge des furchtbaren Weiters gerade die geſtrige 
Feier des Stiftungsfeſtes beeinträchtigt wurde. 


zelearäy ide Depeſchen 
aus dem WolfPichen Telegranhen-Burea: 
Wien, 17. December. In der heutigen Sizung des 
der Finanzminiſter einen Geſetzentwurf, betreffend die F von Staat: 
eigenthum im Betrage von 15 en, ein. Der Miniſter hob hervor, daß 
die dezüglichen Staatögüter größtentheils feit lange zur Veräußerung beſtimmt 
waren, und in Bezug dietauf bereits ein Ausſpruch des Reichsrathes 8 
Bei den vielfach veränderten Stagtsverhältniſſen ſei es jedoch nothwendig, 
eine beſtimmte Autoriſation zu erlangen. Ferner legte der Finanzminiſter 
eſetzentwurf vor, betreffend die Beſteuerung von Zucker und Brannt⸗ 
i der Uehelſtände, welche ſchwer auf den Einnahmen 
laſten. Eine dritte beute eingereichte e ge betrifft den 1 
m die Verfaſſung in Wirkſamkeit treten ſoll. Die Vorlage, betreffend 
Steuerfreiheit der Neubauten, wurde vom Hauſe angenommen. 
Das kaiſerliche Hoflager ſiedelt am 23. d. von Schönbrunn nach Wien 
ae DE ane 1 en 
ern, 17, Decbr. In den u erathung der Verfaſſungsfrage im 
N ma in den Städten Zürich, Ufter, Winterthur und 


nterhauſes brachte 


die 


tenen 


} olfsverfammlungen würden im ner Stims 
RR für die Reviſion der Ve ng ah eben. Die Volksabſtimmung im 
Canem argau ergab nur eine geringe Mehrheit. 5 

- chluß des Bundesräthes ift die Ausübung der Homdopathie in 


Auch 8 
ee e a 

London, 17. Der. Einer Depeſche der „Times“ zufolge hat die 
Avantgarde der abyffinifchen Expedition am 6. December das Senafe⸗ 
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Gebirge an der Oſtgrenze Abyſſiniens erreicht. Die Eingebornen ſchaſſen 
in zuvorkommender Weiſe Proviant berbei; Waſſer iſt im Ueberfluß 
vorhanden. Das Klima iſt gut; die Temperatur wechſelt von 33 bis 
zu UM Grad Fahrenheit. 

8, 17. Dec. Der „Moniteur“ bringt eine ae pondenz aus Bre⸗ 
men über die Münzreform in Deutſchland, welche folgendermaßen ſchließt: 
Eine deutſche en würde vor einigen Jahren ſchwerlich gewagt haben, 
das einbeimiſche Münzſyſtem zu ändern, um ein fremdes einzuführen. Sie 
würde davon Abſtand genommen haben aus Furcht, die nationale Empfind⸗ 
lichkeit zu verletzen; heute verhält es ſich damit ganz anders: Der Fortſchritt 
des Unterrichts hat geſunde Anſichten über die politiſche Oekonomie verbreitet; 
die Erfolge der letztvergangenen Jahre haben in vielfacher Hinſicht das Miß⸗ 
trauen gegen das Fremde zerſtört und ſicherlich würde jetzt das deutſche Volt 
nicht fo ſchwach fein, aus falſchem Nationalſtolze ein fremdes Münzſyſtem 
zurückzuweiſen, welches beſſer als das ſeinige und als ſolches von Allen, die 
ein competentes Urtheil darüber haben, anerkannt iſt. (T. B. f. N. 

London, 16. Dec. Es wurde verſucht, mehrere Magazine in der 
City anzuzüuden. (T. B. f. N.) 

München, 17. Dec. Auf der Brennerbahn, oberhalb der Station 
Gries, iſt eine Lawine herabgeſtürzt. Der Verkehr iſt dadurch unter⸗ 
brochen. ö (T. B. f. N 


Telegraphiſche Witterungsberichte vom 17. December. 
—— — — —œ—uàͤũ—ẽ— — — — H w — 


8 Baromet. Wind All ; 
. ? ’ emeine 
& Dre , A| an bre. 
6 Memel 334,5 ı—10,6 So., mäß. Bedeckt. 
7 Königsberg 334,0 |—104 SO,, ſtark. Trübe. 
6 Stettin 331,9 |—1,7 S., mäßig. Bedeckt, Schnee. 
— Ratibor 325,1 I—2,0 S., ſchwach. Trübe. 
— Münſter — — er — 
— Trier 330,2 6,5 S., mäßig. Trübe, Regen. 
7 erg. 3300 | 40° SW., lebhaft. | Trübe. 

ari — — — 
— Haparanda 337,8 15,7 [N., ſchwach. |Bebedt. 
— Helſingfors — — > — 
— Petersburg — — — — 
— Moskau — — — — > 
— Stockholm 336,1 I—5,5 SD, bein maß Be Schnee.) 
— Skudesnas 326,3 | 1,7 O,, friſch. Regen 


*) Geſtern Abend SSW. ſchwach u. Schnee. Maxim. —5,6- Minim. —10,5. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barameterfland bei 0 Grd. 2a Luft⸗ Wind⸗ 
in Parxiſer Linien, die Tempera- empe⸗ richtung und Weiter. 
tur der uſt nach Reaumur, rometer. ratur. Elia. 
Breslau, 17.Deche. OD, Ab. 327,60 | +38| W. 2. Trübe. 
18 Decbr. 6 U. Mrg. 327,90 ＋ 3,2 S. 2. Trübe. 


Sreslau, 18. Dec. [Waſſerſtand.] O. B. 15 F. 5 3. U.⸗P. 1 8. 93. 
Eisſtand. 


68, 8270 
Actien 507, 50. 


chm. 4 Uhr. Naſſes Wetter. Schluß⸗Courſe: 
Spanier 36%. Italieniſche 5proc. Rente 45, 

ericaner 15%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 85. Silber 

X Ver- St.⸗Anl. pro 1882 71% 

Sol. 


. ber, Nas s 2 Uhr 30 Minuten. 
Wiener Wechsel 97%. Belert, National⸗Anleibe 52%, 


5, 30. Looſe 8 
Nordbahn 170, —. 


St.⸗Eiſenb.⸗Act.⸗Cert. 42, —. Lombard. Eiſenb. 171, 50. London 121, 40, Pari 


Schluß⸗Courſe: 
Has burger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 84%. National⸗Anleihe 54%. Oeſterreich. 
Credit ilctien 75%. Oeſterreich Staatsbahn 496. 
Lombarden 352. Italieniſche Rente 43%. Vereinsbank 110%, Norddeutſche 
Bank 118%. Rheiniſche Bahn 118. Nordbahn 95%, Altona ⸗Kiel —. 

innländ, Anleihe 81. 1864er Rufl. Prämien⸗Anleihe 96%, 1866er Ruff. 

raͤmien⸗Anleibe 92. proc. Vereinigte St.⸗Anleihe pr. 1882 69%, Discunto 


Valuten ſeſt. 
Nach Schluß der Börſe lebhafter Umſatz in Amerikanern bei ſtarkem Be 
gebr, pr. compt. 69%, pr. ultimo 69 


Wie gerüchtsweiſe berlautete, hätte der Congreß in Walhington den 
Butler'ſchen Antrag bezüglich Rödzahlung der ½ Bonds in Papiergeld 
nicht angenommen. 


2% pCt. — Eiſenbahn⸗Actien unbeliebt. 


Schlußbericht.) Fe. 
per December 4 

Mancheſter, 
otirungen 


34 inches Ir printing Cloth 9 Pfd. 


Liverpool, 17, Decbr., Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Umſaßz. 
8 5 New⸗Orleans 7%. Georgia 7%. Fair 
bollerah 5%. Good middling Dhollerah 5%. 
Good fair Bengal 5%. Fine Bengal —. New fair Domra 

ale omra 6. Pernam 7%, Egyptian —. 


Januar⸗ 
75, pr. 


wachen. D 
tend herabgeſetzter 

etwas ſtärker; auch 
Oeſterr. Staatsfonds 
der Verkehr am bedeutendſten, 


auf geſtrigem 
in 1860er Looſen war 
qued weiſen gegen geſtern eine Er⸗ 


— x — x — 


— ug — — 7 n ur 2 
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höhung auf, öſterr. Credit war ebenfalls nicht vernachla err. 
4 aa e ale den beferen Drei des Bonns . f 
hielten ſich nicht mn. auch Italiener verloren noch 
T Umſätze; desgleichen waren die ruſſiſchen Anleihen 

nleihe 63% etw. bez. Baieriſche und badiſche Prämien erholten ſich 
bei guter Frage beute wieder. Eiſenbahnen ftellten ſich faſt ausnahmslos, zus 
weilen bis 1 pCt. niedriger, bei fehlender Kaufluſt. Es trat eigentlich 
nennenswerth hervor, die leichteren Bahnen find behauptet. Görliger nahm 
man in einigen Poſten zu berabgeſetzter Notiz aus dem Markte. Nordhauſen⸗ 
Erfurt, für welche die Zeichnung ein befriedigendes Reſultat ergeben 
ſoll, handelte man zum Subſcriptionscourſe von 759 Bon Eiſenbahn⸗ 
ritäten fanden beſonders die älteren ruſſiſchen noch Kauflu 
ohne Beachtung blieben. Preuß. Anleihen, nicht eben nennenswerth herabge⸗ 
— —— nur in Heinen Beträgen in den Handel. Wechſel ſtill und iheil⸗ 
weiſe niedriger. ; 

Prämie far Amerikaner pr. ult. December 771 — K, pr. ult. Jan. 1868 

774 — 4, pr. ult. Februar 78—1. (B., u. H. 


Berliner Börse vom 1 


Tends- und Gold-Uonrss, 


. December 1367. 


Birenzaka-Slamr-Astion, 


Preiwr, Btaats-Anl. .. 16 6. 397 
2 dag. Af. von Ikäöls fia oa — - een 

dito 1894, 28. 874% 20 ½% ba. dr. 

dito 1858|414 1961, ba. Le. 

dito 184 1 22 bu 12 KN 

to 1 4 

rd — 5 — 77 Post bz. u. K. 

dito 1 4 f % ba. Ad“ 

dito 18884 |90%, ba. * * 8 

dito 4 [So ba. 18 17 b. 
Ateata-Schuldecheine 4% S3 , bz. & 35 bn. 
Pram.-Aul vor 18887 116% B. ef . 
Berliner Etadt-Obüg. 44% 96 9 bs. 
Kur- — san? 17505 142,8. 
© | Pommorsche. 2 24% B. 
E JPosonsche...... — 55 
3 ooo — * 
E dito neus. 5 en bz. 
LLechlesleche to 184 B. 
Eur u. Ne X. it 188 Ster. bn m B. 
5 ——— 7 1 3 ps. u B. 
E [Posensche.....» 2 9. 
2 (Prenssische. .. .» 4 eo he, 2 Sn * dba u. d. 
3 Woestph. u. Rhein- 4 8% B 2 B. 
AfBächsische. . . 4 f bz. ts 
2 Bchlesische.....\& 517“ bs. 2 
Louisd’or 112%, Ta.]|DeatBk, &4 6. | 
Te ab 

Ausländische Fonda. 1 


Oasterr, Motallli 
dito Kat,-AnL.. 
dito Lot.-A. v 
dito 64 
dito Baer Pr.-A. 
dito  Kissub,-L. i— 


di 
Kuchess.-Thir, Obi. 
Baden. 38 El. Loose. 
Amerikan. St.-Anl... 


Kisoubaha-Pria 
dec ärkische .. 


hein; v. Ab, gar... 
Rhein-Nako-B. gar. 


Derlin, 17. December. Weizen loco 86—102 Thlr. nach Qualität. — 
ae loco 73—75 Thlr. nach Qualität, ER, 731 — 1 Thlr. 
ab Bahn — Rübdl loco 10% Thlr. bez. — Spiritus loco d 
Faß 20 Thlr. be pro Dec. und Dec.⸗Jan. 208— Thlr. bez., Jan. 
5 . — ai 20% — / Thlr. bez., Mai⸗Juni 22% —21 bez., 
Juni⸗Juli 21— 5 Thlr. bez. 

e Breslau, 18. Decembr. Am heutigen Tarte zeigten ſich bei ruhiger 


A Preiſe ungefähr behauptet. . 


eizen preishaltend, pr. 84 Pfd. f 
gelber 101111 — a Ste 2 a Notiz bezahlt, — Rogg 
e Sorte über No 

74 Pfd. gelbe 53—56 belle 


hauptet, pr. 84 Pfund 85 —86 Sg A 
Sorte über Notiz bez. — Hafer, f 
ſeinſte Sorte Über Notiz begabt. — Erbin 
90 Pfund 60 bis 65 Sgr. — Dels 
—＋ angeboten, pr. 90 Pfd. 44— 


jaaten upinen 


48 Sgr., blaue 42—45 Sgr. — Bobuen behauptet, pr. 80 Bin. 85— 
Ivo Cat, z Seat mehr Frage. — Rapskuchen gute Kaufluſt, 
gr. pr. Ctur. 
Sgr. vr. Sl. Sgr. pr. Sack a 50 Pfd. Brutto. 
Weißer Weizen 10110114 Schlag⸗Leinſaat . . . 1801920 
Gelber Weizen 101-107 111 Winter⸗Raps 190—192—202 
Roggen . 8 ee e en Tin 
„ — mmer⸗ en 2 r 
6 35—86—37 Leindotter 158—168— 174 


D * A 18 * 
Kleejaat, rothe w rt, 13% —14% 15 t. pr. 52 
bochfeine über Sn Weihe ohne Ang⸗bol, A pr. Etr., 


über Notiz, \ 
Zufuhr, 9—10—10 %% Tölt. pr. Etr. 
Tree u 50 Bid. e Meze 1—2 Sgr. 
2% Uhr wurde meine liebe Frau Valeska, geb. Dous, von 
. Alben gladlich entbunden, e er 
Breslau, den 18. December 1867, 
16499 Dr. C. Döbbelin, Zahnarzt. 


ur Bequemlichkeit meiner wertden Kunden ich eine Partbie der 
beliebteiten Cigarren⸗Sorten in elegante Cartons à 25 und 50 Stad ver⸗ 


0 e Weihnachts Offerte. 
2⁵ 


bedeuten d, deide 8 
tt, rumänſſche 


ſt, während anders 


cken laſſen und empfehle dieſelb Geſchenken ſich eignend, à 25 Stück 
8 10. 15 und 20 en a 50 Stück 15, 20, 30 und 40 Sgr. 
Außerdem offertre ich als gelagert und ſchön: Nr. 2, 9, 13 u. 16, 
1 I ö Pf. Sch. 
Iſela Menorka, La Caſſilda und La Patria a 20 Thlr. 
dpi del Monte, H. Upmann und Flor Manriko & 25 . 
ntegridad 33 Thlr., Cabannas bajales Delr. Selecta 50 Thlr. 
Alfred Müller, | 
[5721] Schmiedebrücke Nr. 9, nahe am Ringe. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. f 
Druck don Graf, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


